
1

Expertisen und Dokumentationen 
zur Wirtschafts- und Sozialpolitik

März 2010

Diskurs
Fachkräftemangel im 
Mittelstand: 
Was getan werden muss

ARBEITSKREIS MITTELSTAND



2



Fachkräftemangel im 
Mittelstand: 
Was getan werden muss

Expertise im Auftrag des Arbeitskreises Mittelstand 

der Friedrich-Ebert-Stiftung

Rosemarie Kay
Michael Richter



WISO
Diskurs

Vorbemerkung 3

Abbildungs- und Tabellenverzeichnis 4

Empfehlungen auf einen Blick 6

1. Einleitung  10

2. Defi nition und Bedeutung des Mittelstands 11

3. Fachkräftemangel als gegenwärtiges Problem 14
 3.1 Gesamtwirtschaftliche Betrachtung 14
 3.2 Branchen 15
 3.3 Qualifi kationen und Berufsbilder 19
 3.4 Unternehmensgröße 22
 3.5 Regionale Ausprägung 23
 3.6 Zwischenfazit 23

4. Fachkräftemangel als zukünftiges Problem 24
 4.1 Demografi sche Entwicklung Deutschlands bis 2050 24
 4.2 Demografi scher Wandel als Katalysator des Fachkräftemangels 28
 4.3 Beurteilung des demografi schen Wandels durch mittelstandsrelevante Akteure 30
 4.4 Zwischenfazit 32

5. Handlungsfelder und Handlungsempfehlungen 33
 5.1 Handlungsfelder im Überblick 33
 5.2 Nachteile mittelständischer Unternehmen 35
 5.3 Handlungsfeld Ausbildung 38
  5.3.1 Die gegenwärtige Situation 38
  5.3.2 Zielgruppe: Geringqualifi zierte Ausbildungsplatzbewerber 40
  5.3.3 Zielgruppe: Personen mit Migrationshintergrund 43
 5.4 Handlungsfeld: Weiterbildung 45
 5.5 Handlungsfeld: Ältere Mitarbeiter 48
 5.6 Handlungsfeld: Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 50

6. Literaturverzeichnis 53

Die Autorin/der Autor 56

Inhalt

Diese Expertise wird von der Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der  Fried rich- 
Ebert-Stiftung veröffentlicht. Die Ausführungen und Schlussfolgerungen sind von der 
Autorin und vom  Autor in eigener Verantwortung vorgenommen worden.

Friedrich-Ebert-Stiftung

Impressum: © Friedrich-Ebert-Stiftung   Herausgeber: Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der 

Friedrich-Ebert-Stiftung    Godesberger Allee 149   53175 Bonn   Fax 0228 883 9205   www.fes.de/wiso 

Gestaltung: pellens.de    Titelfotos: dpa Picture Alliance   Druck: bub Bonner Universitäts-Buchdruckerei    

ISBN: 978-3-86872-273-4

Die Expertise wird mit Mitteln der Stiftung der Deutschen Klassenlotterie Berlin (DKLB) gefördert.



WISO
Diskurs

3

Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Die deutsche Volkswirtschaft steht vor unüber-
sehbaren Herausforderungen: Die Zahl der Schul-
abgänger ist rückläufi g, die geburtenstarken Jahr-
gänge erreichen alsbald das Rentenalter und das 
Durchschnittsalter der erwerbsfähigen Bevölke-
rung wird deutlich ansteigen. Schon seit Jahren 
sind zudem je nach Konjunktur, technischen 
Inno vationsschüben, Entwicklungen auf dem 
 Arbeitsmarkt und Bildungssektor die wiederhol-
ten Warnungen vor einem Fachkräftemangel 
nicht zu überhören. Daraus ist aber nur abzule-
sen, dass die Nachfrage nach Fachkräften und das 
entsprechende Arbeitskräfteangebot stets vari-
ieren und nicht jederzeit zusammenpassen. Aus 
diesem bisher eher konjunkturellen, punktuell 
auftretenden Fachkräftemangel könnte sich auf-
grund der demografi schen Entwicklung allerdings 
ein strukturelles, weitreichendes Beschäftigungs-
problem entwickeln.

Fehlen im Mittelstand in naher Zukunft Fach-
kräfte? Diese Perspektive scheint ungeklärt. Wie 
verschiedene Unternehmensbefragungen in klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) zeigen, 
werden eindringliche Alarmsignale aus dem Mit-
telstand aber häufi ger, die auf einen Fachkräfte-
engpass hinweisen, der keine wirtschafts- und 
arbeitsmarktpolitische Episode bleiben könnte, 
sondern die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der mittelständischen Unternehmen gefährdet. 

Der Arbeitskreis Mittelstand der Friedrich-Ebert-
Stiftung hat sich mit dem Projekt „Fachkräfte-
mangel: Wettbewerbs- und Beschäftigungsbremse 
im Mittelstand“ in 2009 daher die Aufgabe ge-
stellt, das Ausmaß, die Ursachen sowie die Folgen 
eines Fachkräftemangels in KMU auszuloten und 
differenzierte Lösungsansätze zu fi nden. Der Ent-
scheidung, sich auf die Fachkräfteentwicklung im 
Mittelstand zu konzentrieren, lag die Beobach-
tung zu Grunde, dass mittelständische Unterneh-
men im sich verschärfenden Wettbewerb um 

Fachkräfte strukturelle Nachteile gegenüber Groß-
unternehmen aufweisen, die ihre Chancen, den 
Fachkräftebedarf zu decken, schmälern. 

Das Projekt wurde durch eine von der Abteilung 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in Auftrag gege-
bene wissenschaftliche Expertise zur Fachkräfte-
entwicklung in der mittelständischen Wirtschaft 
vorbereitet (Mesaros et al. 2009). Daran schlossen 
sich Expertengespräche mit Wissenschaftlern, 
Politikern, Unternehmern, Gewerkschaftsvertre-
tern und Betriebsräten sowie Verbandsvertretern 
an, die Schärfe der Problemstellung sowie Ziele 
und Auswege bearbeiteten, um den Fachkräfte-
bedarf zu decken und einen Fachkräftemangel zu 
vermeiden.

Die hier vorliegende Studie fasst die Projekter-
gebnisse zusammen und zeigt Handlungsemp-
fehlungen auf, die sich nicht nur an die Politik 
richten. Adressaten sind darüber hinaus Unter-
nehmen, Gewerkschaften sowie Arbeitnehme rin-
nen und Arbeitnehmer.

Mit der fachwissenschaftlichen Begleitung und 
Beratung des Projekts war Dipl.-Soz.wiss. Ralph 
Greifenstein betraut. Die handlungsorientierte 
Auswertung der Expertengespräche oblag den 
Autoren der Studie, Dr. Rosemarie Kay, Institut 
für Mittelstandsforschung, Bonn, und Michael 
Richter, Hachenberg & Richter, Hamburg.

Ihnen sowie den beteiligten Expertinnen und 
 Experten möchten wir an dieser Stelle für ihre 
 Bereitschaft zur Mitarbeit ganz herzlich danken. 
Ohne ihr Engagement und ihre fachlichen Beiträge 
hätte diese Schrift nicht erstellt werden können.

Helmut Weber
Wirtschafts- und Sozialpolitik

Friedrich-Ebert-Stiftung
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Empfehlungen auf einen Blick

Handlungsempfehlungen Politik

Allgemein

• Kleine und mittlere Unternehmen sollten durch 
Beratungsangebote und Unterstützungsleistun-
gen in die Lage versetzt werden, eine langfris-
tige Personalentwicklung zu betreiben. 

• Das lokale Aus- und Weiterbildungsangebot 
für Arbeitskräfte aller Altersklassen sollte vor 
allem in den ländlichen und strukturschwachen 
Gebieten weiter aufgebaut werden.

• Die Qualität der Beratungs- und Vermittlungs-
leistungen der regionalen Job-Center sollte auf 
einem qualitativ hohen Niveau vereinheitlicht 
werden.

Handlungsfeld: Ausbildung

• Zur Stärkung der Position mittelständischer 
Unternehmen auf dem Ausbildungsmarkt ist 
es sinnvoll, die Vorzüge des Mittelstands als Aus-
bilder durch eine Imagekampagne hervorzu he-
ben (Beispiel: Imagekampagne des Handwerks).

• Im Rahmen einer gemeinsamen Informations-
offensive mit den Gewerkschaften sollten mit-
telständische Unternehmen verstärkt über die 
Vortei le der dualen Berufsausbildung sowie die 
staatlichen Unterstützungsleistungen informiert 
wer den.

• Kleine und mittlere Unternehmen benötigen 
Unterstützung bei der Verbesserung von Aus-
wahlverfahren und bei der Entwicklung lang- 
bzw. mittelfristiger Strategien zur Deckung des 
individuellen Fachkräftebedarfs durch Ausbil-
dung. 

• Von Aktivitäten zur Unterstützung von Ausbil-
dungsplatzsuchenden, z.B. durch die Entwick-
lung von Bewerbungsstrategien, profi tieren vor 
allem kleine und mittlere Unternehmen. Aus 
diesem Grund sollten die bereits existierenden 
Maßnahmen z.B. von Schulen oder Beratungs-
einrichtungen intensiviert werden.

• Jedes Jahr fi nden zahlreiche Kampagnen zur 
Vermittlung von Ausbildungsplatzbewerbern 
statt. Gerade bei der Vermittlung von Jugendli-
chen an nichtausbildende mittelständische Un-
ternehmen wird häufi g mehr Wert auf Quantität 
als Qualität der Vermittlung gelegt. Um die Quo-
te der Ausbildungsabbrecher und -wechsler zu 
reduzieren, sollte daher die Vermittlungsquali-
tät dieser Kampagnen verbessert werden.

• Maßnahmen zur Erhöhung von Ausbildungs-
kapazitäten sollten zukünftig Aspekte der Be-
nachteiligtenförderung beinhalten, indem bei-
spielsweise Fördermittel für die Schaffung zu-
sätzlicher Ausbildungsplätze sich in ihrer Höhe 
an der Qualifi kation des Auszubildenden orien-
tieren.

• An allen Schulen, insbesondere aber an Haupt-
schulen, sollte die Berufsorientierung intensi-
viert und früher angesetzt werden.

• Um für geringqualifi zierte Jugendliche den 
Übergang von der Ausbildung in den Beruf zu 
verbessern, sollte der Lernort Betrieb bei allen 
Maßnahmen der Benachteiligtenförderung ge-
stärkt werden, ohne dass es hierdurch zu Ab-
strichen bei der Qualität der außerbetrieblichen 
Ausbildung kommt.

• Vom Bund und den Ländern werden erheb-
liche Mittel in Übergangssysteme für gering-
qualifi zierte Jugendliche investiert. Dass die 
Effektivität dieser Maßnahmen häufi g nicht 
besonders hoch ist, zeigt das Beispiel des Aus-
bildungsbonus. Aus diesem Grund sollten alle 
Fördermaßnahmen des Bundes einer Evalua-
tion unterzogen werden, um ihre Effektivität 
zu verbessern.

• Eines der größten Probleme von Jugendlichen 
mit Migrationshinter grund sind die fehlenden 
Sprachkenntnisse. Aus diesem Grund sollte die 
Sprachförderung verstärkt in die Ausbildungs-
vorbereitung sowie die Berufsausbildung ein-
gebunden werden.

• Auf lokaler Ebene sollten Bündnisse zwischen 
Schulen, Migrationsverbänden, Kammern und 
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Politik ins Leben gerufen werden, um die Aus-
bildungszahlen, z.B. durch Ausbildungspaten-
schaften für Migranten, zu erhöhen.

• Es sollten verstärkt Maßnahmen (z.B. Image-
kampagnen) durchgeführt werden, um die 
Hemmschwelle bei mittelständischen Unter-
nehmen zu senken, Ausbildungsplatzbewerber 
mit Migrationshintergrund einzustellen.

• Die Qualität der Berufsberatung speziell für 
 Jugendliche mit Migrationshintergrund sollte 
verbessert werden, indem beispielsweise ver-
stärkt Berufsberater mit Migrationshintergrund 
eingestellt werden bzw. die interkulturelle 
Kompetenz der Berater gestärkt wird. 

Handlungsfeld: Weiterbildung

• Um die Informationsdefi zite der mittelstän-
dischen Unternehmen im Hinblick auf die Be-
deutung der berufl ichen Weiterbildung für den 
zukünftigen Fachkräftemangel abzubauen, 
sollte der Einsatz von Weiterbildungskampag-
nen intensiviert werden.

• Das Meister-BaföG sollte weiter ausgebaut und 
die Attraktivität für Arbeitnehmer erhöht wer-
den (z.B. durch die Erweiterung der förder fä-
higen Weiterbildungen, Verlängerung der Lauf-
zeiten, Erhöhung des Kinderzuschlags beim 
Unterhaltsbeitrag, Belohnung erfolgreicher 
Fortbildungsabschlüsse).

• Die Ergebnisse zur Nutzung von Unterstüt-
zungsleistungen zeigen immer wieder, dass es 
einer Intensivierung der staatlichen Maßnah-
men zur Information über Förderprogramme 
sowohl zentral als auch auf regionaler Ebene 
bedarf. Auch der Einsatz von Weiterbildungs-
beratern, die die Unternehmen individuell 
 unterstützen, ist ein geeignetes Mittel.

• Die Eigeninitiative von Arbeitnehmern in 
 mittelständischen Unternehmen sollte gezielt 
durch den Einsatz von Programmen wie z.B. 
dem „Bildungsscheck NRW“ gefördert werden. 
Mit einer Staffelung der Förderleistung können 
hierbei auch gezielt Arbeitnehmer mit Migra-
tionshintergrund, ältere oder gering qualifi zier-
te Arbeitnehmer sowie Berufsrückkehrerinnen 
an gesprochen werden. 

• Gerade für kleine und mittlere Unternehmen 
ist das Weiterbildungsangebot vor Ort ent-
scheidend, da sie häufi ger Weiterbildungsan-

gebote mit kurzer Laufzeit in räumlicher Nähe 
zum Unternehmen in Anspruch nehmen. Aus 
diesem Grund ist es erforderlich, eine fl ächen-
deckende Weiterbildungsinfrastruktur sicher-
zustellen.

Handlungsfeld: Ältere Mitarbeiter

• Die Bemühungen, mittelständische Unterneh-
men über die Bedeutung älterer Mitarbeiter zu 
informieren, sollten im Rahmen von Informa-
tionskampagnen weiter intensiviert werden. 

• Neben dem Ausbau von Weiterbildungspro-
gram men für ältere Mitarbeiter (z.B. WeGebAU) 
sollten auch Maßnahmen zur altersgerechten 
Ge staltung von Arbeitsplätzen in Kleinunter-
nehmen gefördert werden.

• Die steuerliche Begünstigung von Maßnahmen 
zur Vorbeugung und Reduzierung arbeitsbe-
dingter Belastungen sollten für kleine und mitt-
lere Unternehmen weiter ausgebaut werden.

Handlungsfeld: Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf

• Durch Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
und der Übernahme von Weiterbildungskos-
ten sollten die Wiedereinstiegschancen von 
Berufsrückkehrerinnen verbessert werden. 

• Für die Verbesserung der Familienfreundlich-
keit in mittelständischen Unternehmen ist ein 
dichtes Netz an Kinderbetreuungseinrichtun-
gen für die Altersgruppe von 1 bis 6 Jahren  so - 
wie Schulen mit Ganztagsbetreuung notwendig. 
Darüber hinaus müssen die Betreuungszeiten 
fl exibel sein und sich an den Arbeitszeiten der 
Eltern orientieren. Der Rechtsanspruch auf 
 einen Kinderbetreuungsplatz ist, genauso wie 
der Anspruch auf einen Kindergartenplatz, ein 
erster Schritt. Die konkrete Ausgestaltung sollte 
sich allerdings an den Bedürfnissen der Eltern 
und nicht der Budgetplanung staatlicher  Stel- 
  len orientieren. So ist ein garantierter Betreu-
ungsplatz beispielsweise nur hilfreich, wenn er 
auch problemlos erreichbar ist.

• Bewährt haben sich staatlich unterstützte Be-
treuungseinrichtungen, mit denen mittelstän-
dische Unternehmen Rahmenverträge schlie-
ßen können, um ihren Mitarbeitern eine in-
dividuelle Betreuung anzubieten. Hierdurch 
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können auch kleinere Unternehmen in den 
Genuss eines „Betriebskindergartens“ gelan-
gen. Die entsprechenden Betreuungsangebote 
müssen weiter ausgebaut und mittelständische 
Unternehmen zusätzlich intensiver über die 
Möglichkeit zum Abschluss von Rahmenver-
trägen informiert werden.

• Durch die intensive öffentliche Diskussion 
zum Thema Überalterung der Gesellschaft und 
Familienfreundlichkeit hat es zwar grundsätz-
lich bereits ein erstes Umdenken im Hinblick 
auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ge-
geben, aber gerade junge Väter, die beispielswei-
se für die Kinderbetreuung ihre Arbeitszeit redu-
zieren wollen, haben noch mit zahlreichen Vor-
urteilen zu rechnen. Von staatlicher Seite sollte 
der Prozess des Umdenkens daher mit weiteren 
Informationsmaßnahmen gefördert werden.

Handlungsempfehlungen Unternehmen

Allgemein

• Kleine und mittlere Unternehmen sollten im 
Rahmen der Personalrekrutierung ihren häufi g 
nur lokal ausgerichteten Suchradius erweitern. 
Hierfür ist es notwendig, dass die mittelstän-
dischen Unternehmen ihre Stärken speziell ge-
genüber Großunternehmen hervorheben (z.B. 
mehr Entscheidungsspielräume, persönlichere 
Atmosphäre, schnellere Verantwortungsüber-
nahme).

• Mittelständische Unternehmen sollten für alle 
Arbeitskräfte eine langfristige Personalentwick-
lung anstreben und eine individuelle, das ge-
samte Arbeitsleben umfassende Weiterquali-
fi zierung sicherstellen.

• Die Führungsebenen speziell kleiner Unter-
nehmen sollten die Chancen, die sich aus der 
betrieblichen Mitbestimmung für die Personal-
entwicklung ergeben, nutzen und die häufi g 
noch anzutreffenden Vorurteile gegenüber Be-
triebsräten überwinden. 

Handlungsfeld: Ausbildung

• Mittelständische Unternehmen sollten ihre 
Position im Wettbewerb mit Großunterneh-
men um Ausbildungsplatzbewerber verbessern, 

indem sie stärker ihre Vorteile hervorheben 
(z.B. größerer Entscheidungsspielraum, schnel-
lere Übernahme von Verantwortung, persön-
licheres Verhältnis).

• Kleine und mittlere Unternehmen sollten die 
Chancen, die sich aus der Ausbildung zukünf-
tiger Fachkräfte ergeben, besser nutzen, indem 
sie kontinuierlich und langfristig orientiert an 
der dualen Berufsausbildung teilnehmen. 

• Mittelständische Unternehmen sollten ver-
stärkt die Möglichkeiten von Betriebspraktika 
sowie Kooperationen mit allgemeinbildenden 
und Berufsschulen nutzen, um frühzeitig Kon-
takt zu Jugendlichen aufzubauen.

• Angesichts abnehmender Bewerberzahlen soll-
te der Mittelstand künftig verstärkt auch ge-
ringqualifi zierte Jugendliche bei der Besetzung 
von Ausbildungsplätzen in den Fokus nehmen. 
Höhere Ausbildungsaufwendungen, z.B. auf-
grund intensiverer oder längerer Ausbildungs-
zeiten, die den Unternehmen hierdurch erwach-
sen können, sollten durch entsprechende staat-
liche Fördermaßnahmen ausgeglichen wer den.

• Bei den mittelständischen Unternehmen muss 
ein Umdenken stattfi nden. Häufi g fi ndet ins-
besondere in kleinen Unternehmen eine Stig-
matisierung von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund statt. 

• Mittelständische Unternehmen sollten die 
Chancen, die sich aus einer multikulturellen 
Belegschaft ergeben, beispielsweise durch die 
Möglichkeit neue Zielgruppen als Kunden zu 
erschließen, erkennen.

Handlungsfeld: Weiterbildung

• Kleine und mittlere Unternehmen müssen die 
ständige Weiterbildung ihrer Mitarbeiter bis 
zum Berufsende organisieren. Die häufi g zu be-
obachtende Klassenbildung bei der Personal-
entwicklung und Weiterbildung zugunsten gut 
qualifi zierter, junger Arbeitskräfte sollten auf-
gehoben werden, um das volle betriebliche 
Fachkräftepotenzial zu erschließen.

Handlungsfeld: Ältere Mitarbeiter

• Kleine und mittlere Unternehmen sollten ge-
zielt Maßnahmen zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen für ältere Mitarbeiter durch-
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führen. Hierzu zählen u.a Weiterbildungsmaß-
nahmen für ältere Mitarbeiter, altersgerechte 
Ausgestaltung von Arbeitsplätzen, Anpassung 
der Arbeitsorganisation sowie die Bildung al-
tersgemischter Teams.

• Bei der Besetzung offener Stellen sollten mit-
telständische Unternehmen zukünftig ver stärkt 
ältere Bewerber in den Fokus nehmen. Die häu-
fi g noch anzutreffende starke Ausrichtung auf 
junge, gut ausgebildete Bewerber wird im Hin-
blick auf den zu erwartenden Mangel an jungen 
Arbeitskräften zukünftig kaum  Erfolg  haben. 

Handlungsempfehlungen 
Gewerkschaften

Allgemein

• Gewerkschaften sollten im offenen Dialog mit 
mittelständischen Unternehmen die Vorteile 
der betrieblichen Mitbestimmung für die Un-
ternehmen beispielsweise bei der Personal-
planung hervorheben. Aktuelle Zahlen zeigen, 
dass die unternehmerische Abneigung gegen-
über Betriebsräten im Mittelstand vielfach auf 
Missverständnisse und Vorurteile zurückzufüh-
ren ist. 

Handlungsfeld: Ausbildung

• Im Rahmen einer gemeinsamen Informations-
offensive von Politik und Gewerkschaften 
sollten mittelständische Unternehmen ver-
stärkt über die Vorteile der dualen Berufsaus-
bildung sowie die staatlichen Unterstützungs-
leistungen informiert werden.

• Gemeinsam mit den Betriebsräten sollten die 
Gewerkschaften den Aufbau interkultureller 
Kompetenz in mittelständischen Unterneh-
men fördern. 

Handlungsfeld: Weiterbildung

• Das Instrument der Qualifi zierungstarifver-
träge sollte weiter ausgebaut werden, um mehr 
Betriebsräten die Chance zu bieten, die betrieb-
liche Weiterbildung zu gestalten. 

• Im Rahmen der Tarifgestaltung sollten die Ge-
werkschaften sich für die Einführung von 
Lernzeitkonten speziell für Arbeitnehmer in 
mittelständischen Unternehmen einsetzen.

Handlungsfeld: Ältere Mitarbeiter

• Viele kleine und mittlere Unternehmen, die 
Arbeitsplätze ohne erhöhtes Gefahrenpoten-
zial haben, schrecken vor den Kosten präven-
tiver Gesundheitsförderung zurück. Die Ge-
werkschaften sollten daher gemeinsam mit 
Betriebsräten den Unternehmensleitungen mit-
telständischer Unternehmen verstärkt Angebote 
unterbreiten, diese im Rahmen der Gesund-
heitsförderung der Arbeitnehmer über die Nut-
zung staatlicher Unterstützungsmaßnahmen 
zu informieren. 

Handlungsempfehlungen Arbeitnehmer

Allgemein

• Arbeitnehmer sollten in Unternehmen, in de-
nen keine betriebliche Personalentwicklung 
betrieben wird bzw. kein Betriebsrat vorhan-
den ist, die Möglichkeit zu einer kontinuier-
lichen persönlichen Weiterentwicklung bei der 
Unternehmensleitung einfordern.

• Eine weitere Möglichkeit für Mitarbeiter von 
Unternehmen mit mehr als fünf Mitarbeitern, 
in denen noch kein Betriebsrat vorhanden ist, 
stellt die Wahl eines ebensolchen dar. Denn 
Betriebsräte können gerade in kleinen Unter-
nehmen die Geschäftsleitung bei der Entwick-
lung von langfristigen Personalentwicklungs-
plänen unterstützen.

Handlungsfeld: Weiterbildung

• Arbeitnehmer speziell in mittelständischen 
Unternehmen sollten verstärkt Eigeninitiative 
bei der berufl ichen Weiterbildung zeigen und 
mithilfe von Unterstützungsleistungen (z.B. 
Bildungsschecks) die eigene lebenslange Quali-
fi zierung sicherstellen.
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Die Deckung des Fachkräftebedarfs ist für die 
Wettbewerbsfähigkeit eines jeden Unternehmens 
von zentraler Bedeutung. Unternehmen, denen 
es über einen längeren Zeitraum hinweg nicht ge-
lingt, eine oder mehrere wesentliche Positionen 
in der Forschung und Entwicklung, der Produk-
tion, dem Vertrieb oder der Unternehmenssteue-
rung zu besetzen, laufen Gefahr, den Anschluss 
an ihre Wettbewerber zu verlieren. Besonders 
schwerwiegend sind lange Vakanzen für Kleinst- 
und Kleinunternehmen, weil ihnen nicht nur 
weniger Ausgleichsmöglichkeiten, z.B. in Form 
der Umverteilung der Arbeit auf andere Beschäf-
tigte, zur Verfügung stehen, sondern auch weil 
bei ihnen die Leistung eines Einzelnen bedeut-
samer für den Gesamterfolg ist.

Im Zuge des letzten Konjunkturaufschwunges 
mehrten sich die Meldungen über Stellenbeset-
zungsprobleme in den Unternehmen. Zugleich 
rücken die Auswirkungen des demografi schen 
Wandels immer mehr ins Bewusstsein. Etwa ab 
2015 wird die Zahl der Schulabgänger deutlich 
zurückgehen, und die geburtenstarken Jahrgänge 
werden sukzessive das Rentenalter erreichen. Da-
her wird ein zunehmender Engpass bei den Fach-
kräften allgemein erwartet, der sich ab spätestens 
2020 nochmals verstärken wird.

Vor diesem Hintergrund hat der geschäfts-
führende Vorstand der SPD-Bundestagsfraktion 
im Herbst 2007 eine Projektgruppe eingesetzt, die 
Vorschläge zur mittel- und längerfristigen Siche-
rung der Fachkräftebasis in Deutschland entwi-
ckeln sollte. Der 2008 vorgestellte Abschlussbe-
richt der Projektgruppe „Sicherung der Fachkräf-
tebasis in Deutschland“ nennt konkrete Vorschlä-
ge, wie das Fachkräftepotenzial quantitativ und 
qualitativ verbessert werden kann (vgl. SPD-Bun-
destagsfraktion 2008). 

Der Arbeitskreis Mittelstand in der Friedrich-
Ebert-Stiftung hat die Thematik 2009 in dem Pro-
jekt „Drohender Fachkräftemangel als Wettbe-
werbs- und Beschäftigungsbremse im Mittelstand“ 
fortgeführt. In zwei Expertengesprächen im Juni 
und November 2009 diskutierten Bundestagsab-
geordnete, Gewerkschaftsvertreter, Wissenschaftler 
und mittelständische Unternehmen die Auswir-
kungen für den Mittelstand sowie Lösungsansätze 
für verschiedene Zielgruppen bzw. Adressaten.1

Im ersten Expertengespräch standen folgen-
de Fragestellungen zur Diskussion:
• Existiert ein allgemeiner, volkswirtschaftlich 

relevanter Fachkräftemangel oder ist ein sol-
cher für die Zukunft auszumachen?

• Unterscheidet sich der Fachkräftebedarf in 
KMU bezogen auf Unternehmensgröße, Bran-
chen oder Regionen?

• Besitzen KMU die personalpolitischen Kompe-
tenzen und Ressourcen, um durch Personal-
entwicklung, vor allem Aus- und Weiterbil-
dung, ihren Fachkräftebedarf zu decken?

Im zweiten Expertengespräch entwickelten die 
Teilnehmer auf Basis der Schlussfolgerungen der 
ersten Gesprächsrunde Ansätze zur Lösung eines 
zukünftigen Fachkräftemangels in mittelständi-
schen Unternehmen.

Die vorliegende Studie greift die Ergebnisse 
der beiden Veranstaltungen auf. Neben der diffe-
renzierten Analyse des Fachkräftemangels in sei-
ner Bedeutung als gegenwärtiges bzw. zukünftiges 
Problem des Mittelstands liegt dabei der Schwer-
punkt der Studie auf den sich aus der Problematik 
ergebenden Handlungsempfehlungen. Hauptadres-
sat dieser Empfehlungen ist die politische Ebene. 
Flankiert werden diese Vorschläge von Hand-
lungsoptionen für Gewerkschaften, Unterneh-
men sowie Arbeitnehmer. 

1. Einleitung

1 Zusätzlich wurde im Rahmen des Projekts eine Literaturanalyse erstellt, die auch Bestandteil dieser Studie ist (vgl. Mesaros et al. 2009).
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Der Begriff Mittelstand ist eine deutsche Beson-
derheit. Außerhalb Deutschlands ist er nicht ge-
bräuchlich. Dort spricht man von kleinen und 
mittleren Unternehmen und versteht darunter 
einen statistisch abgegrenzten Teil der Volks-
wirtschaft. Der deutsche Mittelstandsbegriff un-
terscheidet sich hiervon insofern, als er diesen 
 quantitativen und statistisch dokumentierbaren 
Bereich zwar ebenfalls berücksichtigt, darüber 
 hinaus aber auch qualitative Aspekte, wie bei-
spielsweise gesellschaftliche und psychologische 
Gesichtspunkte, einbezieht. Vor allem diese qua-
litativen Aspekte sind für das Verständnis der 
strukturellen Besonderheiten sowie Verhaltens- 
und Unternehmensformen von hervorgehobener 
Bedeutung.

Dreh- und Angelpunkt der qualitativen Be-
trachtungsweise des Mittelstandes ist die enge 
Verbindung der Person des Unternehmers mit 
„seinem“ Unternehmen. Diese Einheit von Eigen-
tum, Leitung, Haftung und Risiko dokumentiert 
sich in der verantwortlichen Mitwirkung an allen 
unternehmenspolitischen Entscheidungen sowie 
der gegenseitigen Abhängigkeit von unternehme-
rischer und privatwirtschaftlicher Existenz des 
Unternehmers.

Die unmittelbare Einwirkung der Leitung auf 
alle strategisch relevanten Vorgänge im Unter-
nehmen hat nicht nur Auswirkungen auf die Be-
ziehung zwischen Unternehmer und Mitarbei-
tern, sondern auch auf deren Verhalten am Markt, 
die unternehmensinternen Organisationsformen, 
die Finanzstruktur sowie die Beziehung zwischen 
Unternehmen und Unternehmensumfeld.

Ein weiteres wichtiges qualitatives Kriterium 
ist die weitgehende Konzernun abhängigkeit mit-
telständischer Unternehmen. Diese dürfen dem-

nach nur bis zu 25 % im Besitz eines oder mehre-
rer Unternehmen sein.

Aus quantitativer Sicht umfasst der Mittel-
stand über alle Wirtschaftszweige hinweg jene 
Unternehmen, die eine bestimmte Größe nicht 
überschreiten. Von zunehmender Bedeutung ist 
dabei allerdings, wie bereits angesprochen, die 
zunehmende Verfl echtung der Wirtschaft. Durch 
Abspaltungen, Übernahmen bzw. Kauf und Ver-
kauf von Unternehmen oder Unternehmenstei-
len tauchen in der amtlichen Statistik neue mit-
telständische Unternehmen auf. Ob sie sich aller-
dings weisungsungebunden am Markt verhalten, 
lässt sich durch die reine quantitative Betrach-
tung nicht feststellen.

Aufgrund der nationalen Besonderheiten 
existiert in Deutschland eine eigene Mittelstands-
defi nition, die sich von der Defi nition der Euro-
päischen Union unterscheidet.2 Danach ist ein 
Unternehmen dem Mittelstand zuzurechnen, 
wenn es bis zu 499 Beschäftigte oder einen Jah-
resumsatz von weniger als 50 Mio. € aufweist 
(vgl. Tabelle 1).

Unter Zugrundelegung der Mittelstandsdefi -
nition des IfM Bonn gab es in Deutschland 2008 
ca. 3,4 Mio. mittelständische Unternehmen. Das 
entspricht 99,7 % aller umsatzsteuerpfl ichtigen 
Unternehmen in Deutschland. In den mittelstän-
dischen Unternehmen sind knapp 20 Millionen 
Beschäftigte angestellt, also über 70 % aller Ar-
beitnehmer in umsatzsteuerpfl ichtigen Unter-
nehmen in Deutschland. Der Mittelstand erwirt-
schaftet darüber hinaus mehr als 37 % aller steu-
erpfl ichtigen Umsätze und bildet über 83 % aller 
Lehrlinge aus.

Bereits diese kurze, aber eindrucksvolle Aufl is-
tung von Fakten erklärt, warum der Mittelstand 

2 Bei ihrer Größenklassenbildung orientiert sich die EU an der Defi nition der Mehrzahl der Mitgliedsstaaten. Die Obergrenze der EU- 
Defi nition für ein Mittelstandsunternehmen liegt bei 249 Beschäftigten und damit unterhalb der deutschen.

2. Defi nition und Bedeutung des Mittelstands
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häufi g als das Rückgrat der deutschen Wirtschaft 
bezeichnet wird. Ein Problem des Mittelstandes 
ist allerdings, dass er genau genommen nur als 
Begriff existiert, denn das idealtypische mittel-
ständische Unternehmen gibt es nicht. Vielmehr 
ist der Mittelstand sehr heterogen und umfasst 
sowohl das exportorientierte Industrieunterneh-
men mit 400 Beschäftigten als auch das hochin-
novative Start-Up in der Softwarebranche, die 
alteingesessene Tischlerei aus der Nachbarschaft, 
die selbstständige Dolmetscherin oder die Zahn-
arztpraxis um die Ecke.

Diese Heterogenität macht es auf der einen 
Seite schwer, den Mittelstand genau zu erfassen 
und zielgerichtete Mittelstandsprogramme aufzu-
legen. Sie ist auf der anderen Seite aber zugleich 
der größte Wettbewerbsvorteil des deutschen 
Mittelstandes. Denn gerade diese Vielfalt ist es, 
die für wirtschaftliche Stabilität sorgt und inte-
graler Bestandteil einer ausgewogenen Branchen- 
und Unternehmensgrößenstruktur ist.

Während die Zuschreibung „Rückgrat der 
deutschen Wirtschaft“ somit durchaus als zutref-
fend zu bezeichnen ist, trifft dies auf eine andere 
Zuschreibung möglicherweise nicht so ohne Wei-
teres zu. Die Rede ist vom „Jobmotor Mittelstand“ 
(vgl. KfW Bankengruppe 2006, S. 13), womit ge-
meint ist, der Mittelstand trage überdurchschnitt-
lich stark zum Aufbau neuer Jobs bei.

Ob dem Mittelstand tatsächlich besondere 
beschäftigungspolitische Bedeutung beizumessen 

ist, wurde in den letzten Jahren durch die Ergeb-
nisse mehrerer Studien in Zweifel gezogen. So zei-
gen Wagner, Koller und Schnabel in ihrer Studie 
aus dem Jahre 2007, dass in mittelständischen 
Unternehmen zwar überproportional viele Ar-
beitsplätze geschaffen, aber auch überproportio-
nal viele abgebaut werden. Großunternehmen 
hingegen schaffen weniger Arbeitsplätze, als auf-
grund ihres Anteils an der Gesamtbeschäftigung 
zu erwarten wäre, sie bauen aber auch weniger 
Arbeitsplätze ab.

Auch Studien des Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Instituts in der Hans-Boeckler-
Stiftung (WSI) und der Deutschen Hochschule 
für Verwaltungswissenschaften in Speyer sind zu 
ähnlichen Ergebnissen gelangt. Dem stehen Be-
funde des IfM Bonn entgegen, die für den Zeit-
raum 2001 bis 2005 durchaus zeigen können, 
dass kleine und mittlere Unternehmen einen 
rela tiv höheren Beitrag zur Schaffung neuer so-
zialversicherungspfl ichtiger Arbeitsplätze leisten. 
Hierfür verantwortlich sind ausschließlich die 
Kleinstunternehmen mit bis zu 9 Beschäftigten.3

Die wissenschaftliche Debatte über den be-
schäftigungspolitischen Beitrag des Mittelstandes 
ist noch nicht abgeschlossen. Jedoch unabhängig 
vom endgültigen Ergebnis besteht kein Zweifel 
an der Bedeutung des Mittelstandes für den Ar-
beitsmarkt. So halten mittelständische Unterneh-
men in Zeiten von Nachfrageschwäche ihren Per-
sonalstamm möglichst lange und stocken ihn in 

3 Die widersprüchlichen Ergebnisse sind vor allem auf unterschiedliche Datengrundlagen und methodische Probleme zurückzuführen.

Tabelle 1: 

Quantitative Mittelstandsdefi nition des IfM Bonn

Unternehmensgröße Zahl der Beschäftigten Umsatz € pro Jahr

Kleine Unternehmen 0 bis 9 bis zu 1 Mio.

Mittlere Unternehmen 10 bis 499 1 Mio. bis 50 Mio.

Großunternehmen 500 und mehr 50 Mio. und mehr

Quelle: Günterberg/Wolter (2003), S. 12.
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Aufschwungphasen moderat, aber kontinuierlich 
auf. Auch wenn die jeweilige wirtschaftliche 
 Situation der Unternehmen den Rahmen für 
dieses Verhaltensmuster bildet, unterscheidet es 
sich dennoch deutlich von der Situation in Groß-
unternehmen. Dort bildet eine beständig wach-
sende Zahl an Leiharbeitern längst einen beschäf-
tigungsstrategischen Puffer, der je nach Auftrags-
lage kurzfristig verringert oder vergrößert wird, 
ohne dass die Öffentlichkeit davon Kenntnis 
nimmt. Insbesondere in international orientier-
ten Großkonzernen ist die Zahl der Mitarbeiter 
längst eine rein strategische Größe.

Neben dieser wirtschaftlichen hat der Mittel-
stand aber auch noch eine gesellschaftspolitische 

Bedeutung. So bekannten sich in der MIND-Stu-
die von 2002 fast 60% aller befragten Unterneh-
mer zu einer gegenüber anderen Gruppen heraus-
gehobenen, gesellschaftlichen Verantwortung. 
Diese gesellschaftliche Verantwortung zeigt sich 
in einer Vielzahl von Maßnahmen und Projekten, 
die von mittelständischen Unternehmen durchge-
führt werden. Gerade in ländlichen und kleinstäd-
tischen Regionen gehören mittelständische Un-
ternehmen oft zu den wichtigsten Trägern sozial-
orientierter Aktivitäten (vgl. Richter 2008, S. 2).

Damit lässt sich zusammenfassend festhal-
ten: Der Mittelstand hat einen starken arbeits-
markt- und letztlich auch gesellschaftspolitischen 
Stellenwert.
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3.1 Gesamtwirtschaftliche Betrachtung

Die Frage, ob aktuell ein Fachkräftemangel exis-
tiert bzw. welche Ausmaße er hat, wird in Deutsch-
land kontrovers diskutiert. Unstrittig ist aller-
dings, dass die konjunkturelle Entwicklung Ein-
fl uss auf das Verhältnis von Angebot und Nach-
frage auf dem Arbeitsmarkt hat und somit auch 
auf die Intensität eines möglichen Fachkräfte-
mangels.

Seit Anfang 2006 hat mit Anziehen der Kon-
junktur die Arbeitskräftenachfrage in Deutsch-
land zugenommen und zu einer Reduzierung der 
Arbeitslosenzahlen geführt. Nach Berechnungen 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) gab es im Herbst 2006 ca. 1,4 Mio. 
offene Stellen, wobei hier nicht nur die bei den 
Arbeitsagenturen gemeldeten Vakanzen, sondern 
das gesamte Stellenangebot einbezogen wurde. 
Gegenüber dem Herbst 2005 hatte sich die Zahl 
offener Stellen damit um fast 260.000 erhöht. 
 Offene Stellen konnten nicht mehr so leicht be-
setzt werden. Die Vakanzzeit verlängerte sich, 
und es gab einen Anstieg des Anteils schwer be-
setzbarer Vakanzen von 13% im Jahr 2005 auf 
19% in 2006.5

Ein Anstieg des Anteils schwer besetzbarer 
Vakanzen lässt dem IAB zufolge nicht notwendi-
gerweise auf ein gesamtwirtschaftliches Problem 
schließen.6 Klagen über Fachkräftemangel kom-
men auch von Unternehmen, deren Suchzeit sich 
nicht verlängert hat, sondern in denen die Stel-
lenbesetzungsplanung in Zeiten schwacher Kon-

junktur zurück gefahren wurde und in denen mit 
Anziehen der Konjunktur noch kein Umdenken 
stattgefunden hat.

In Jahren hoher Arbeitslosigkeit mit vielen 
Arbeitssuchenden befi nden sich Unternehmen in 
einer komfortablen Situation. Sie können schnell 
und häufi g auch zu geringeren Einstiegslöhnen 
als zu Zeiten einer starken Konjunktur Mitarbei-
ter einstellen. Diese Situation verändert sich bei 
einem kräftigen Konjunkturaufschwung. Für die 
Unternehmen, die während des Abschwungs kei-
ne vorausschauende bzw. nachhaltige Personal-
politik betrieben haben, verschlechtert sich die 
Lage nun besonders. Um Kosten zu sparen, hat-
ten sie häufi g weniger Mitarbeiter eingestellt und/
oder beispielsweise aufgrund von Pensionierung 
ausscheidende Mitarbeiter nicht ersetzt. Die ver-
bleibende Belegschaft musste stattdessen die Ar-
beit mit erledigen. Nimmt nun der Auftragsein-
gang zu, erreichen diese Unternehmen mit ihrem 
Personal schnell die Kapazitätsgrenze. Wegen 
eines fehlenden Puffers müssen nun schnell neue 
und perfekt qualifi zierte Mitarbeiter eingestellt 
werden.

Die Erwartungen der Unternehmen hinsicht-
lich Stellenbesetzungen waren in 2006 also noch 
geprägt von den Vorjahren. Sie mussten sich auf 
einem veränderten Arbeitsmarkt mit einem ge-
ringeren Arbeitskräfteangebot erst noch zurecht-
fi nden (vgl. Kettner 2007, S. 3). 

Erste Auswirkungen der Wirtschaftskrise 
zeigten sich im vierten Quartal 2008 am Arbeits-
markt. Die Zahl der offenen Stellen lag mit knapp 

4 Der Überblick über das Ausmaß des Fachkräftemangels basiert auf einer Vorstudie des Institut Arbeit und Qualifi kation an der Universi-
tät Duisburg-Essen (vgl. Mesaros/Vanselow/Weinkopf 2009).

5 Als schwer besetzbar bezeichnet das IAB „Vakanzen, bei denen die Suche nach geeigneten Bewerbern zum Befragungszeitraum bereits 
länger dauerte als geplant war bzw. länger dauerte als üblich ist“ (vgl. Kettner/Spitznagel 2007, S. 1ff.).

6 In den IAB-Erhebungen zum gesamtwirtschaftlichen Stellenangebot werden die Betriebe auch danach gefragt werden, ob sie in den 
letzten zwölf Monaten ihre Marktchancen nicht voll nutzen konnten und wenn ja, woran dies gelegen habe. Die Ergebnisse für 1991 bis 
2001 machten deutlich, dass „zu wenig geeignete Arbeitskräfte“ keine bedeutsame Rolle spielten. Vor allem in Ostdeutschland wurden 
„zu wenig Aufträge/Nachfrage“ deutlich häufi ger als Ursache genannt (vgl. Bosch et al. 2003, S. 20ff.).

3. Fachkräftemangel als gegenwärtiges Problem4
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1,1 Mio. um rund 130.000 niedriger als im Herbst 
2007. Im Durchschnitt lag der Anteil der schwer 
besetzbaren Stellen leicht unter dem Vorjahres-
wert, in einigen Bereichen hatten sich Beset-
zungsprobleme aber trotz Rückgang des Stellen-
angebots sogar verstärkt (vgl. Heckmann et al. 
2009, S. 7). Jüngste Befragungsergebnisse aus dem 
ersten Quartal 2009 zeigen einen weiteren Rück-
gang der Zahl der offenen Stellen. Sie lagen mit 
870.000 um etwa 20% niedriger als im vierten 
Quartal 2008, wobei der Rückgang fast ausschließ-
lich Westdeutschland betraf (vgl. Heckmann et 
al. 2009, S. 7).

Im gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang 
erwähnenswert ist im Übrigen die Tatsache, dass 
mehr als ein Fünftel des gesamtwirtschaftlichen 
Stellenangebots in Deutschland aus den rund   
1,4 Mio. Kleinstbetrieben mit weniger als zehn 
Beschäftigten stammt (vgl. Heckmann et al. 2009, 
S. 7).

Da sich auch die zukünftigen Beschäftigungs-
erwartungen gegenüber dem Vorjahr verschlech-
tert haben, kann aufgrund der geringen Zahl der 
offenen Stellen zurzeit nicht von einem volks-
wirtschaftlichen Arbeitskräftemangel gesprochen 
werden. Die Zahl der offenen Stellen sagt allerdings 
noch nichts darüber aus, ob möglicherweise in ein-
zelnen Branchen, Berufen oder Unternehmensgrö-
ßenklassen ein Fachkräftemangel existiert.

3.2 Branchen

Wenn in der Öffentlichkeit das Thema Fachkräf-
temangel diskutiert wird, ist damit häufi g ein 
Engpass an MINT-Akademikern (Mathematiker, 
Informatiker, Naturwissenschaftler und Techni-
ker) gemeint (vgl. Institut der deutschen Wirt-
schaft 2009, S. 8). Diese Sichtweise schränkt die 
Problematik zu weit ein, denn sie fokussiert nicht 
nur ausschließlich auf Akademiker, sondern lässt 
auch die Wirtschaftsbereiche außer Acht, in de-
nen keine oder kaum MINT-Akademiker zum Ein-

satz kommen. Dass aber auch in einigen Dienst-
leistungsbranchen wie etwa dem Gesundheitswe-
sen oder der Altenpfl ege immer wieder Perso-
nalengpässe beklagt bzw. für die Zukunft verstärkt 
erwartet werden, war eines der Ergebnisse des ers-
ten Expertengesprächs des Arbeitskreis Mittel-
stand.7 Diese Personalengpässe werden zwar in 
den jeweiligen Branchen thematisiert, haben aber 
bislang kaum Eingang in den öffentlichen Dis-
kurs zum Fachkräftemangel gefunden.

Insgesamt ist festzustellen, dass vorliegende 
Studien und Auswertungen zu der Frage, welche 
Branchen in den letzten Jahren Schwierigkeiten 
bei der Rekrutierung von Fachkräften hatten oder 
künftig erwarten, teilweise zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen. Diese Unterschiede kön-
nen u.a. durch nicht einheitliche Untersuchungs-
designs oder unterschiedliche Zielgruppen her-
vorgerufen werden, aber auch in Veränderungen 
im Zeitablauf begründet liegen.

Eine Auswertung des IAB-Betriebspanels 
2007 zeigt, dass einzelne Branchen deutlich stär-
ker als andere damit zu kämpfen haben, den Be-
darf an Fachkräften zu decken. Zu den Branchen, 
die Schwierigkeiten haben, ihren Bedarf an Fach-
kräften zu decken, gehören vor allem das Kredit- 
und Versicherungsgewerbe und der Bereich Berg-
bau, Energie, Wasser, aber auch die so genannte 
Wissenswirtschaft.8 Dabei zeigen sich deutliche 
Unterschiede zwischen den beiden Bereichen der 
Wissenswirtschaft. Der Anteil der unbesetzten 
Stellen für Fachkräfte im Bereich der unterneh-
mensnahen Dienstleistungen ist mit 30 % deut-
lich höher als in den FuE-intensiven Branchen 
des Verarbeitenden Gewerbes (vgl. Fischer et al. 
2008, S. 41). Zu den Branchen, in denen demge-
genüber Stellen für Fachkräfte überdurchschnitt-
lich häufi g besetzt werden konnten, gehören bei-
spielsweise die Sonstigen Dienstleistungen, die 
Organisationen ohne Erwerbszweck oder die Öf-
fentliche Verwaltung (vgl. Abbildung 1).

Wird statt der Nichtbesetzungsquote die Zahl 
der offenen Stellen als Indikator für einen Ar-

7 Das erste Expertengespräch des Arbeitskreis Mittelstand zum Thema Fachkräftemangel in KMU fand am 4. Juni 2009 in Berlin statt. Die 
Ergebnisse der Diskussion können unter http://www.fes.de/wiso/sets/s_mitt_vera.htm abgerufen werden.

8 Unter Wissenswirtschaft werden die forschungsintensiven Industrien sowie die wissensintensiven Dienstleistungen subsumiert (vgl. 
Fischer et al. 2008, S. 8ff.).
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Abbildung 1: 

Quelle: Fischer et al. (2008), S. 41; © IfM Bonn 10 55 001

Nichtbesetzungsquote der Fachkräftestellen nach Branchen (1. Halbjahr 2007)
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17

14

33

30

12

10

6

16

19

26

30

17

in %

beitskräftemangel herangezogen, zeigt sich eben-
falls eine heterogene Entwicklung in den ver-
schiedenen Branchen zwischen den Jahren 2007 
und 2008 (vgl. Tabelle 2). In einigen Sektoren 
konnten teils deutliche Zuwächse verzeichnet 
werden. Andere hingegen weisen bei der Zahl der 
offenen Stellen erhebliche Rückgänge auf. So gab 
es im Bereich Metall/Metall erzeug nisse sowie im 
Sektor Maschinenbau/Elektro/Fahrzeuge beson-
ders starke Einbrüche. Hier waren am Ersten Ar-
beitsmarkt (ungeförderte Stellen) knapp 50% we-
niger offene Stellen vorhanden als im Vorjahres-
quartal. Gleichzeitig stieg der Arbeitskräftebedarf 
bei Banken und Versicherungen sowie im Bereich 
Chemie/Kunststoff/Glas/Baustoffe deutlich an   
(+ 39% bzw. + 22%). Eine starke Zunahme des 
Arbeitskräftebedarfs haben zudem die sozialen 
Dienstleistungen zu verzeichnen, die bei der Ge-
samtzahl der offenen Stellen mittlerweile hinter 
den wirtschaftlichen Dienstleistungen den zwei-
ten Platz einnehmen.

Zwischen den einzelnen Branchen variiert 
jedoch nicht nur die Zahl offener Stellen, son-
dern auch die Geschwindigkeit, mit der die Stel-
len wieder besetzt werden können. Ein Indikator 
für diese Geschwindigkeit ist der Anteil der schwer 
besetzbaren Stellen. Im vierten Quartal 2008 wa-
ren ca. 20% der sofort zu besetzenden Stellen 
schwer besetzbar. Das heißt, dass die Personal-
suche zum Befragungszeitpunkt bereits länger als 
geplant bzw. länger als üblich dauerte. Im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum hat sich der Anteil 
um zwei Prozentpunkte verringert. Dies ist ein 
Hinweis auf die veränderte konjunkturelle Situa-
tion, denn dieser Anteil wird u.a. von der Lage 
am Arbeitsmarkt beeinfl usst. So gelingen Stellen-
besetzungen leichter, wenn auf dem Arbeitsmarkt 
viele Arbeitskräfte mit der entsprechenden Quali-
fi kation vorhanden sind. Andererseits bestimmen 
auch die Rekrutierungsbemühungen der Unter-
nehmen darüber, wie viele potenzielle Arbeitsu-
chende sie mit ihrem Stellenangebot erreichen 
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und wie viele Bewerbungen sie erhalten. Auch 
der angebotene Lohn und die Arbeitsbedingun-
gen spielen eine Rolle dabei, wie schnell eine of-
fene Stelle besetzt werden kann (vgl. Heckmann 
et al. 2009, S. 4).

Abbildung 2 zeigt insofern einen interes-
santen Befund auf, als in den Sektoren Metall/
Metallerzeugnisse und Maschinenbau/Elektro/
Fahrzeuge der Anteil der schwer besetzbaren Stel-
len gegenüber 2007 kräftig gestiegen ist und diese 
mit 48% bzw. 43% deutlich über dem Durch-
schnitt liegende Werte aufweisen. Trotz des im 
gleichen Zeitraum gesunkenen Personalbedarfs 
(gemessen an den offenen Stellen) war die Perso-
nalbeschaffung hier zum Befragungszeitpunkt 
 somit schwieriger als im Vorjahr. Dabei muss es 
sich keineswegs um einen Widerspruch handeln. 
Vielmehr kann dieser Befund auch folgenderma-
ßen gedeutet werden: Zwar suchen die Unterneh-
men weniger neues Personal als im Vorjahr, aber 
da bereits in den Vorjahren viele Mitarbeiter neu 
eingestellt wurden, ist das Reservoir in be-
stimmten Qualifi kationen mittlerweile stark aus-
geschöpft. Dies erschwert zusätzliche Rekrutie-
rungsbemühungen. Eine andere, in eine ähnliche 
Richtung deutende Erklärung liegt darin, dass   

Tabelle 2: 

Offene Stellen am 1. Arbeitsmarkt 2007 und 2008 (jeweils IV. Quartal)

19.500

11.400

32.900

53.000

101.900

12.400

463.100

75.400

18.900

2007

1.042.900

21.400

13.900

16.600

29.400

103.300

17.200

365.000

103.500

21.500

2008

917.500

Wachstumsrate 
2007–2008

10%

22%

- 50%

- 45%

1%

39%

- 21%

37%

14%

Quelle: Heckmann et al. (2009), S. 3.

Insgesamt

Ernährung, Textil, Bekleidung, Möbel

Chemie, Kunststoff, Glas, Baustoffe

Metall, Metallerzeugnisse

Maschinenbau, Elektro, Fahrzeuge

Handel

Banken, Versicherungen

Wirtschaftliche Dienstleistungen

Soziale Dienstleistungen

Öffentliche Verwaltung

darunter:

- 12%

im Bereich Maschinenbau/Elektro/Fahrzeuge der 
Anteil offener Stellen für Personen mit Hoch-
schulabschluss gestiegen ist. Bei diesen Stellen 
treten Besetzungsschwierigkeiten tendenziell häu-
fi ger auf als bei Stellen für geringer Qualifi zierte, 
wie im folgenden Kapitel 3.3 näher erläutert 
wird.

Die bisher dargelegten Ergebnisse zeigen, 
dass es zwischen den Branchen deutliche Unter-
schiede hinsichtlich des Arbeitskräftebedarfs so-
wie der Probleme bei der Besetzung offener Stel-
len gibt. Die Daten verdeutlichen aber auch, dass 
es sich hierbei weniger um strukturelle Probleme 
handelt, sondern eher um Auswirkungen der 
konjunkturellen Situation.

Der Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI), die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) sowie der Verein deut-
scher Ingenieure (VDI) verweisen regelmäßig da-
rauf, dass das Fehlen von Akademikern und spe-
ziell von Ingenieuren besonders negative Aus-
wirkungen auf die Wirtschaftsentwicklung in 
Deutschland habe. Aus diesem Grund soll im fol-
genden Kapitel 3.3 eine qualifi kations- bzw. be-
rufsgruppenspezifi sche Betrachtung vorgenom-
men werden. 
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Abbildung 2: 

Quelle: Heckmann et al. (2009), S. 4;  © IfM Bonn 10 55 003

Anteil der schwer besetzbaren Stellen an allen sofort zu besetzenden Stellen 
(jeweils IV. Quartal)
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3.3 Qualifi kationen und Berufsbilder

Grundsätzlich klagen Unternehmen über Pro-
bleme bei der Stellenbesetzung auf nahezu allen 
Qualifi kationsebenen. Innerhalb des Fachkräfte-
bereiches sind die Besetzungsprobleme bei Stellen 
für Personal mit einer berufl ichen Aus- und Weiter-
bildung allerdings nach einer Erhebung des DIHK 
deutlicher als bei Akademikern, was auf die gerin-
gere Gesamtnachfrage nach Hochschulabsolven-
ten zurückgeführt wird (vgl. DIHK 2007, S. 14).

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt das BDI-
Mittelstandspanel9, in dessen Rahmen 1.665 Un-
ternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe, 
dem Baugewerbe und den Bereichen Energie- und 
Wasserversorgung sowie Bergbau und Gewin-
nung von Steinen und Erden befragt wurden (vgl. 
Abbildung 3). Auch nach dieser Befragung ist die 

Rekrutierung von Fachkräften mit Berufsausbil-
dung besonders häufi g problematisch, wobei 
kleine und mittlere Unternehmen und das Bau-
gewerbe überdurchschnittlich häufi g betroffen 
sind. Probleme bei der Rekrutierung von Akade-
miker/innen werden weniger häufi g genannt, 
wobei die Stellenbesetzungsprobleme hier in den 
letzten zwei Jahren jedoch deutlich gestiegen 
sind. Schwierigkeiten, geeignete Akademiker zu 
fi nden, nennen vor allem größere und auslands-
aktive Unternehmen aus dem Verarbeitenden 
Gewerbe (vgl. Hoffmann et al. 2008, S. 18).

In welchen Berufsfeldern in besonderem Ma-
ße ein Engpass an geeigneten Bewerbern besteht, 
ist je nach Branche unterschiedlich. Der DIHK 
kommt zu dem Ergebnis, dass ein Fach kräfte-
mangel vor allem bei Ingenieuren sowie tech-
nischen Berufen existiert (vgl. Tabelle 3). Beson-

Abbildung 3: 

Quelle: Hoffmann et al. (2008), S. 18; © IfM Bonn 10 55 004

Schwierigkeiten bei der Besetzung freier Stellen für verschiedene Qualifi kationsstufen 
im Zeitverlauf

Fachkräfte mit 
Berufsausbildung

Fach- und Führungskräfte
mit (Fach-) Hochschulabschluss

Auszubildende

An- und Ungelernte

in %

78,1
79,1

72,0

2008 2007 2006

49,1
45,7

33,0

16,3
22,3

19,9

7,4
10,4

15,2

9 Das IfM Bonn hat unter Mitwirkung von TNS Emnid im Auftrag des Bundesverbands der Deutschen Industrie e.V. (BDI), der Ernst & 
Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerprüfungsgesellschaft sowie der IKB Deutsche Industriebank AG das BDI-Mittel-
standspanel in Form einer Online-Befragung mit Panelcharakter entwickelt. In halbjährigem Turnus werden unter der Web-Adresse 
http://www.bdi-panel.emnid.de/ zentrale Daten der Industrie zu wechselnden Themenschwerpunkten erhoben.
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ders problematisch ist die Situation im Maschi-
nenbau: 61% der Maschinenbauunternehmen 
klagen über unbesetzte Stellen, bei denen es sich 
zu 94% um Arbeitsplätze für Ingenieure bzw. son-
stige technische Berufe handelt. Die Besetzung 
von offenen Stellen bei kaufmännischen Berufen 
sowie Serviceberufen im Handel bzw. bei Dienst-
leistungsunternehmen ist hingegen deutlich we-
niger problematisch (vgl. DIHK 2007, S. 12).

Auch in einer Erhebung des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW) wird von den Un-
ternehmen in erster Linie ein Mangel an MINT-
Fachkräften zu Protokoll gegeben. Das aktuelle 
Konjunkturtief hat zwar die Fachkräfte nachfrage 
abgeschwächt. Dennoch übertraf im Juni 2009 
die Zahl der offenen Stellen für MINT-Akademi-
ker diejenige der gemeldeten Arbeitslosen in die-
sem Bereich um 61.000 (vgl. IW 2009 S. 8).

Der Verein deutscher Ingenieure (VDI) 
kommt zu ähnlichen Ergebnissen. Der VDI unter-
sucht in Zusammenarbeit mit dem IW seit 2005 
den Fachkräftemangel bei Ingenieuren. Anfang 
des Jahres 2005 standen demnach Ingenieure 

noch in ausreichender Zahl zur Verfügung. Im 
Jahresdurchschnitt 2005 gab es jedoch bereits 
eine Lücke von ca. 7.800 Stellen, die sich 2006 
auf ca. 48.400 und 2007 auf ca. 69.600 vergrößert 
habe. Für August 2008 meldete der VDI 97.000 
offene Stellen für Ingenieure. Eine Vielzahl der 
Unternehmen könnten ihre Stellen nicht oder 
erst zeitverzögert besetzen. Dies habe nach An-
gaben von VDI und IW der deutschen Volks-
wirtschaft für das Jahr 2007 Einbußen von über   
7 Mrd. € verursacht (vgl. VDI/IW 2008 S. 23).

Das IAB ermittelte für das Jahr 2008 ca. 69.000 
sofort zu besetzende Stellen für Ingenieure, wobei 
dies gegenüber dem Vorjahr einen Rückgang um 
etwa 10.000 offene Stellen bedeutet (vgl. Abbil-
dung 4). Neben Ingenieuren sind es sowohl 2007 
als auch 2008 Rechnungskaufl eute, Informatiker 
und LKW-Fahrer bzw. Lokführer, bei denen es 
eine hohe Anzahl an unbesetzten Stellen gab.

Insbesondere im Hinblick auf die Ingenieure 
sieht das IAB hinter den Problemen allerdings 
weniger einen strukturbedingten Ingenieurman-
gel als Ursache. Vielmehr führt es die Probleme 

Tabelle 3: 

Fachkräftemangel in ausgewählten Branchen und Berufsfeldern

Wirtschaftszweig /Branche … % der Betriebe  davon in … %
 beklagen Fach- folgendem
 kräftemangel Berufsfeld… 

Industrie 40 Ingenieure/sonstige technische Berufe 83

Metallerzeuger und -bearbeiter 46 Ingenieure/sonstige technische Berufe 96

Maschinenbau 61 Ingenieure/sonstige technische Berufe 94

Kraftfahrzeugbau 46 Ingenieure/sonstige technische Berufe 90

Pharmazie 46 naturwissenschaftliche Berufe 65

Chemie 35 naturwissenschaftliche Berufe 39

Bauwirtschaft 27 Ingenieure/sonstige technische Berufe 76

Handel 22 kaufmännische Berufe 53

Dienstleister 33 Serviceberufe 39

Datenverarbeiter 48 IT-Berufe 85

Forschung und Entwicklung 36 Ingenieure/sonstige technische Berufe 77

Quelle: DIHK (2007), S. 12.
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auf veränderte Anforderungen der Unternehmen 
an den Prozess der Stellenbesetzung zurück. So 
hat sich die Zeit, die Betriebe für die Stellenbe-
setzung im Ingenieurberuf einplanen, zwischen 
2005 und 2006 von 103 auf 58 Tage fast halbiert. 
Diese engen Zeitvorgaben lassen sich in der Rea li-
tät kaum umsetzen. So vergingen 2006 ca. 80 Tage, 
bis eine Entscheidung für einen Bewerber getroffen 
wurde. Wegen der sehr kurz geplanten Stellenbe-
setzungszeit von nur 58 Tagen ergibt sich eine 
relativ lange Zeitspanne, in der die Stelle nicht 
besetzt ist, aber den betrieblichen Erwartungen 
nach schon hätte besetzt sein sollen. Ungeplant 
lange Vakanzzeiten sind daher nicht notwendi-
gerweise ein Indikator für Ingenieurmangel (vgl. 
Biersack et al. 2007, S. 2).

Erstmals gehörten 2008 die Sozialen Berufe 
zu den Top-Fünf des Arbeitskräftebedarfs (vgl. Ab-
bildung 4). Darunter fallen beispielsweise Stellen 
für Sozialpädagogen und Erzieher sowie Kranken-
schwestern, Pfl eger und Altenpfl eger. Insgesamt 
stieg im Bereich der Sozialen Dienstleistungen die 
Zahl der ungeförderten offenen Stellen (1. Ar-
beitsmarkt) gegenüber dem Vorjahresquartal um 
37% (vgl. Heckmann et al. 2009, S. 4).

Das Beispiel der Altenpfl ege verweist darauf, 
dass Stellenbesetzungsprobleme auch mit den Ar-
beitsbedingungen und der Bezahlung zusammen-
hängen können. Nach Angaben des Deutschen 
Berufsverbands für Pfl egeberufe (DBFK) entschei-
den sich kaum noch gute Schüler für eine Ausbil-
dung im Pfl egebereich. Die Bezahlung ist ver-

Abbildung 4: 

Quelle: Heckmann et al. (2009), S. 4; © IfM Bonn 10 55 004

* z.B. Kraftfahrzeugführer, Schienenfahrzeugführer

Die Top-5-Berufe der sofort zu besetzenden offenen Stellen (jeweils IV. Quartal, Stellen in 1.000)
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gleichsweise niedrig, obwohl der Arbeitsanfall 
und die Arbeitsbelastung deutlich gestiegen sind, 
was sich auch an immer häufi geren und längeren 
krankheitsbedingten Ausfällen der Beschäftigten 
bemerkbar mache. Die wenig attraktiven Arbeits-
bedingungen führen zudem dazu, dass Pfl ege-
fachkräfte früher als in anderen Berufsgruppen 
ihren Beruf verlassen (vgl. DBFK 2008), was die 
Rekrutierungsschwierigkeiten verschärft.

Die Betrachtung der Situation bei unter-
schiedlichen Berufen zeigt, dass es bei den techni-
schen Berufen allgemein und speziell bei den In-
genieuren eine überdurchschnitt lich hohe An-
zahl an zu besetzenden Stellen gibt. Ursächlich 
hierfür sind neben konjunkturellen Einfl üssen 
auch veränderte Anforderungen an den Stellenbe-
setzungsprozess. Während sich bei den Unterneh-
men die Zeit, die für die Besetzung offener Stellen 
veranschlagt wird, halbiert hat, ist die  tatsächliche 
Besetzungsdauer nahezu gleichge blieben.

3.4 Unternehmensgröße

Alle vorliegenden Studien kommen unzweideutig 
zu dem Schluss, dass der Anteil der Betriebe mit 
offenen Stellen mit zunehmender Betriebsgröße 
anwächst. Beispielhaft sei dies an Abbildung 5 
 gezeigt. Der Anteil der Betriebe mit offenen Stel-
len liegt bei den Kleinstbetrieben mit weniger als 
10 Beschäftigten bei 8% und steigt auf 61% bei 
den großen Betrieben mit 500 und mehr Beschäf-
tigten. Führt man sich allerdings vor Augen, dass 
aufgrund der großen Zahl der Kleinstbetriebe ins-
gesamt gesehen doch 22% aller offenen Stellen 
im vierten Quartal 2008 von Kleinstbetrieben an-
geboten werden, dann tritt ihre tragende Rolle 
am Arbeitsmarkt durchaus zu Tage. Angesichts 
dessen ist es besonders schwerwiegend, dass die 
Hälfte aller abgebrochenen Rekrutierungsversu-
che im Jahr 2008 auf Kleinstbetriebe entfällt (vgl. 
Heck mann et al. 2009, S. 5).

Abbildung 5: 

Quelle: Heckmann et al. (2009), S. 5;  © IfM Bonn 10 55 006
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Schwerwiegend ist die Nicht- oder Fehlbe-
setzung offener Stellen gerade bei Kleinstbetrie-
ben deshalb, weil bei ihnen unbesetzte Stellen 
den Betriebsablauf und Betriebserfolg massiv be-
hindern können (vgl. Heckmann et al. 2009, 
S. 7). Aber auch bei den übrigen Unternehmen 
können Probleme bei der Stellenbesetzung u.a. 
die Ablehnung von Aufträgen bzw. den Verzicht 
auf Angebote, den Verlust von Aufträgen an die 
Konkurrenz, die Verzögerung von Investitionen 
und von Innovationsprojekten sowie den Rück-
gang der Qualität des Kundendienstes nach sich 
ziehen. Diese möglichen Folgen dürften bei klei-
nen und mittelständischen Unternehmen in 
 stärkeren Maße auftreten als in großen Unterneh-
men, da deren fi nanzielle und personelle Ressour-
cen in der Regel geringer sind und damit tenden-
ziell weniger Ausweichstrategien zur Verfügung 
stehen (vgl. Kay/Werner 2008).

3.5 Regionale Ausprägung

Aufgrund der unterschiedlichen Arbeitslosenquo-
ten in Ost- und Westdeutschland haben Studien 
in früheren Jahren häufi g ergeben, dass Stellenbe-
setzungsprobleme und Fachkräftemangel eher in 
West- als in Ostdeutschland auftreten (vgl. Bosch 
et al. 2003 S. 21ff.). Auch der DIHK hat bei einer 
regionalen Auswertung festgestellt, dass beson-
ders der Süden Deutschlands mit seiner verhält-
nismäßig geringen Arbeitslosigkeit stärker von 
Stellenbesetzungsproblemen betroffen ist (ca. 
40% der Unternehmen), während die Situation 
in Nord-, West- (jeweils ca. 30%) und Ostdeutsch-
land (ca. 25%) etwas weniger problembehaftet zu 
sein scheint. Unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Wirtschaftsbereiche stellt sich die 
Lage jedoch etwas differenzierter dar. Stellenbe-
setzungsprobleme im Dienstleistungsbereich sind 
insbesondere im Norden stärker ausgeprägt, wäh-
rend der Industriebereich und die Baubranche im 
Westen und Osten Deutschlands von Engpässen 
betroffen sind. Im Süden zeigt sich der Mangel an 
Fachkräften als nahezu branchenübergreifendes 
Phänomen (vgl. DIHK 2007 S. 9f.).

Bei der Bewertung dieser Befunde ist zu be-
rücksichtigen, dass die Bundesländer in sich teilwei-

se sehr heterogen sind. Eine Ausdifferenzierung 
nach Regionstypen erscheint daher sinnvoll. Krite-
rien für den regionalen Fachkräftebedarf sind u.a. 
regionales Fachkräfteangebot- und -nach frage, 
Wirt schaftsstruktur, Quantität und Qua lität der 
Wei terbildungseinrichtungen vor Ort, At trakti vi tät 
der Region, Einzugsbereich und Wanderungssaldo.

Für mittelständische Unternehmen haben 
die regionalen Kriterien eine höhere Bedeutung 
als für Großunternehmen: Zum einen, weil klei-
ne und mittlere Unternehmen ihren Arbeits- bzw. 
Fachkräftebedarf fast ausschließlich auf dem re-
gionalen Arbeitsmarkt decken. Zum anderen ha-
ben mittelständische Unternehmen nicht die Mög-
lichkeit, die regionalen Gegebenheiten ihren Be-
dürfnissen anzupassen (z.B. durch eigene Aus- oder 
Weiterbildungseinrichtungen). Auch können sie 
die Nachteile einer beispielsweise für Fachkräfte 
eher unat traktiven Region nicht durch eine hohe 
Attraktivität des Unternehmens ausgleichen.

3.6 Zwischenfazit

Die Frage, ob in Deutschland zurzeit ein bran-
chenübergreifender Mangel an Fachkräften 
herrscht, lässt sich eindeutig beantworten: Nein, 
es gibt gegenwärtig keinen allgemeinen, gesamt-
wirtschaftlichen Fachkräftemangel. In einzelnen 
Branchen und für spezifi sche Qualifi kationen 
sind Ansätze für einen Fachkräftemangel aller-
dings durchaus feststellbar.

Die Intensität des Fachkräftemangels wird in 
hohem Maße von konjunkturellen Einfl üssen be-
stimmt. In Zeiten voller Auftragsbücher und ho-
hem Arbeitskräftebedarfs nimmt der Fachkräfte-
mangel zu, während er in Zeiten schwächerer 
Konjunktur weniger deutlich zu Tage tritt.

Die Ursachen scheinen gegenwärtig also eher 
konjunktureller als struktureller Natur zu sein. 
Dies erklärt allerdings nicht, warum ein unbe-
streitbar höherer Mangel an Ingenieuren auftritt 
als in anderen Berufen.

Gerade für mittelständische Unternehmen 
sind die regionalen Gegebenheiten für die Inten-
sität des Fachkräftemangels mitentscheidend, da 
sie nicht die Möglichkeiten großer Unternehmen 
haben, ihren Standort zu gestalten.
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Da das Angebot qualifi zierter Arbeitskräfte kurz-
fristig nur begrenzt beeinfl usst werden kann, 
sollte sich die Auseinandersetzung mit dem The-
ma Fachkräftemangel nicht mit der Feststellung 
zufrieden geben, gegenwärtig herrsche kein ge-
samtwirtschaftlicher Fachkräftemangel. Vielmehr 
erscheint es dringend geboten, den Blick in die 
Zukunft und damit auf die erwarteten Entwick-
lungen hinsichtlich des Arbeitskräfteangebots 
und der -nachfrage zu richten.

Deutschland ist das mit Abstand bevölke-
rungsreichste Land der Europäischen Union. Seit 
Ende des Zweiten Weltkrieges ist die Zahl der Ein-
wohner von damals 68 Mio. auf knapp 82 Mio. 
angewachsen. Insofern stellt sich die Frage, wa-
rum man sich um die deutsche Bevölkerungsent-
wicklung Sorgen machen sollte bzw. warum mög-
liche Veränderungen Auswirkungen auf den Fach-
kräftebedarf und das -angebot haben können.

Die Antwort lautet: Weil die bevorstehenden 
demografi schen Veränderungen beispiellos sind. 
Deshalb kann nicht auf bisherige Erfahrungen 
zurückgegriffen werden, sondern es müssen neue 
Konzepte entwickelt werden. Statt mit einem Be-
völkerungswachstum ist in Zukunft zunächst mit 
einer starken Zunahme des Anteils älterer Men-
schen und anschließend mit einem deutlichen 
Bevölkerungsrückgang zu rechnen. Beide Ent-
wicklungen sind unvermeidlich. Denn seit 30 
Jahren liegt die Zahl der Kinder je Frau nur noch 
bei etwa 1,4. Damit ist jede Kindergeneration um 
ein Drittel kleiner als die ihrer Eltern. Die Auswir-
kungen auf die Sozialsysteme, die Märkte für Wa-
ren und Dienstleistungen, die Arbeitsmärkte und 
natürlich auch auf den Fachkräftebedarf sowie 
das -angebot sind daher beträchtlich.

4.1 Demografi sche Entwicklung    
 Deutschlands bis 2050

Im Jahr 2007 lebten rund 82 Mio. Menschen in 
Deutschland, von denen ca. 50 Mio. im Erwerbs-
alter zwischen 20 bis 65 Jahren waren. Auf Basis 
der jetzigen Bevölkerungsstruktur lässt sich die 
zukünftige Bevölkerungsentwicklung Deutsch-
lands prognostizieren. Für Teilregionen (Bundes-
länder, Kreise) ist dieses zwar auch möglich, aller-
dings kommen hier interregionale Wanderungs-
bewegungen zum Tragen, die in ihrer Wirkung 
und Richtung nur bedingt vorhergesagt werden 
können. 

Da jede Prognose auf Annahmen, z.B. in Be-
zug auf die Geburtenziffer oder Erwerbsquoten, 
beruht, unterscheiden sich die Ergebnisse ver-
schiedener Prognosen durchaus, sind sich im 
Trend zur Entwicklung der Zahl der Erwerbstäti-
gen bzw. zur Alterung aber weitgehend ähnlich.10 

Kleinere Änderungen von Grundannahmen, z.B. 
hinsichtlich der Zuwanderung oder Lebenser-
wartung, führen nur selten zu einer Umkehr der 
Trends.11 Angesichts dieser eher geringen Abwei-
chungen zeichnen die meisten Voraussagen von 
der Grundtendenz her das Bild einer alternden 
Gesellschaft (vgl. Kay et al. 2008, S. 3).

Abbildung 6 zeigt, dass die Bevölkerungszahl 
in Deutschland bis zum Jahr 2020 um ca. 3% zu-
rückgehen und sich damit nur unwesentlich än-
dern wird. Das gleiche gilt für die Zahl der Per-
sonen im Erwerbsalter (von 20 bis unter 65 Jah-
ren), die bis 2020 um ca. 4% sinken wird. Nach 
2020 setzt jedoch eine verstärkte Abnahme ein. 
Bis zum Jahr 2050 sinkt die Gesamtbevölkerung 
voraussichtlich um ca. 17% von ursprünglich     

10 Vgl. z.B. Prognose des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt 2007), des DIW (SCHULZ 2007) oder IAB-Prognose zum Ar-
beitskräfteangebot (FUCHS/DÖRFLER 2005).

11 Schulz (2007) erwartet z.B. angesichts veränderter Annahmen und Daten zur Einwanderung lediglich eine geringfügige Abnahme der 
Gesamtbevölkerung Deutschlands bis 2050 (auf 76 Mio.).

4. Fachkräftemangel als zukünftiges Problem
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82 Mio. im Jahr 2005 auf 69 Mio. Personen. Das 
Erwerbspersonenpotenzial geht noch stärker zu-
rück: von 50 Mio. auf 36 Mio.

Die wiedergegebene Prognose geht von 
einem Zuwanderungssaldo von jährlich 100.000 
Personen aus.12 Unterstellt man eine Zuwande-
rung von rund 200.000 Personen pro Jahr, fällt 
der Rückgang der Bevölkerungszahlen etwas 
schwächer aus. Für die letzten Jahre muss aller-
dings konstatiert werden, dass die Zuwanderungs-
salden eher unter 100.000 Personen lagen. 2008 
wurde mit einem Wanderungsüberschuss von 
4.800 Personen sogar der niedrigste Wert seit 
1984 erreicht (vgl. Sievert/Klingholz 2009, S. 6). 
Änderungen sind in dieser Hinsicht bis zum Jahr 
2011 kaum zu erwarten, auch weil die Zuwande-

rungspolitik eher restriktiv ist. Mit Einsetzen der 
generellen Freizügigkeit innerhalb der EU nach 
2011 kann es zu einer Erhöhung der Zuwande-
rung aus den Beitrittsländern Osteuropas kom-
men, so dass der Wert angemessen erscheint (vgl. 
Kay et al. 2008, S. 4).13

Entscheidender als die bisher angestellte Ge-
samtbetrachtung ist allerdings die Umschichtung 
der Bevölkerungszusammensetzung, denn bis 
zum Jahr 2020 wird sich vor allem die Altersstruk-
tur der Bevölkerung in Deutschland verändern. 
Insbesondere die Zahl der Jüngeren im Alter un-
ter 20 Jahren wird in diesem Zeitraum deutlich 
zurückgehen. Sie sinkt dabei um ca. 18% von    
16 Mio. im Jahr 2005 auf nur noch 14 Mio. im 
Jahr 2020. Der Anteil der älteren Bürger (65 Jahre 

Abbildung 6: 

Bevölkerungsentwicklung in Deutschland bis 2050 nach Altersklassen (Index: 2005=100)

Quelle: Kay et al. (2008), S. 4; © IfM Bonn 08 20 017

2005 2010 2020 2030 2040 2050

150

140

130

120

110

100

90

80

70

60

65 Jahre und älter

insgesamt

unter 20 Jahre

20 bis unter 65 Jahre

12 Weitere Annahmen: eine annähernd konstante Geburtenhäufi gkeit von 1,4 Kinder je Frau und ein Anstieg der Lebenserwartung um 
etwa sieben Jahre (bzw. eine Lebenserwartung im Jahr 2050 neugeborener Jungen von 83,5 Jahren und neugeborener Mädchen von 88,0 
Jahren).

13 Zwar gilt seit 2004 die Freizügigkeit von Personen innerhalb der erweiterten EU, sie kann jedoch im Falle der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
in einer bis zu siebenjährigen Übergangsphase eingeschränkt werden. Von dieser Möglichkeit hat u.a. Deutschland Gebrauch gemacht. 
Ab 2011 gilt prinzipiell Freizügigkeit für die Arbeitskräfte der Beitrittsstaaten von 2004. Im Fall einer schweren Störung des Arbeitsmark-
tes oder der Gefahr einer solchen Störung können die Mitgliedstaaten ihre nationale Regelung für maximal zwei weitere Jahre aufrecht-
erhalten.
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und älter) nimmt im gleichen Zeitraum hingegen 
deutlich zu und steigt von 16 Mio. auf 19 Mio., 
was einem Plus von ca. 17% entspricht. Dies hat 
zur Folge, dass der Anteil der Jüngeren von ca. 
20% im Jahr 2005 auf ca. 17% im Jahr 2020 zu-
rückgehen wird, während zugleich der Anteil der 
Älteren von ca. 19% auf ca. 23% ansteigt (vgl. 
Abbildung 7).

Die Alterung hat auch Einfl uss auf den er-
werbsfähigen Teil der Bevölkerung. In den nächs-
ten Jahren wird die Zahl der älteren Erwerbsper-
sonen überdurchschnittlich stark ansteigen. Der 
Grund hierfür ist die sog. Babyboomer-Genera-
tion, also die geburtenstarken Jahrgänge der 
1950er und 1960er Jahre. Diese Teilgruppe der Er-
werbsbevölkerung wird bis 2020 vollständig der 
Gruppe der über Fünfzigjährigen zuzurechnen 
sein. Die Zahl der erwerbsfähigen Personen unter 
50 Jahren wird hingegen im gleichen Zeitraum 
abnehmen (vgl. Abbildung 8).

Die Altersstruktur der erwerbsfähigen Bevöl-
kerung wird sich insgesamt deutlich verschieben. 

Während die mittlere Altersgruppe im Jahr 2005 
mit einem Anteil von 50% noch dominierte, wird 
ihr Anteil im Jahr 2020 nur noch 42% betragen 
und somit fast genauso hoch sein wie die Gruppe 
der Älteren mit einem Anteil von nunmehr 40% 
(2005: 30 %). Der Anteil der Jüngeren an der Be-
völkerung im Erwerbsalter sinkt zwischen 2005 
und 2020 von 19% auf 18% (vgl. Abbildung 9).

Zwischen 2020 und 2050 nimmt die Bevöl-
kerung in allen Altersklassen – mit Ausnahme der 
Bevölkerung ab 65 Jahren, die noch bis 2040 
wächst – weiter ab. Die Bevölkerung schrumpft in 
diesem Zeitraum nicht nur, sondern sie altert 
auch weiterhin. Im Jahr 2050 beträgt das durch-
schnittliche Alter der Bewohner in Deutschland 
gut 50 Jahre. Es liegt damit um vier Jahre über 
dem im Jahr 2020 und um acht Jahre über dem 
im Jahr 2005. Auch die erwerbsfähige Bevölke-
rung wird im Jahr 2050 älter sein als im Jahr 2005, 
aber etwas jünger als im Jahr 2020, in dem die 
älter werdende „Babyboom-Generation“ noch im 
Erwerbsleben steht (vgl. Kay et al. 2008, S. 7).

Abbildung 7: 

Entwicklung der Altersstruktur der Bevölkerung in Deutschland bis 2050

Quelle: Kay et al. (2008), S. 5; © IfM Bonn 08 20 015

unter 20 Jahre 20 bis unter 65 Jahre 65 Jahre und älter

2005 2010 2020 2030 2040 2050

20,0

19,3

60,8

18,3

20,5

61,1

16,9

23,2

59,9

16,4

28,7

54,9

15,6

32,1

52,3

15,1

33,2

51,7

in %



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

27

Abbildung 8: 

Entwicklung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in Deutschland bis 2050 

nach Altersgruppen (Index: 2005=100)

Quelle: Kay et al. (2008), S. 6; © IfM Bonn 08 20 018
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Abbildung 9: 

Entwicklung der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung in Deutschland bis 2050

Quelle: Kay et al. (2008), S. 6; © IfM Bonn 08 20 016
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4.2 Demografi scher Wandel als 
 Katalysator des Fachkräftemangels

Die demografi sche Entwicklung wird mittel- bis 
langfristig zu nachhaltigen Veränderungen in 
Wirtschaft und Gesellschaft führen. Die Alterung 
und Schrumpfung der Bevölkerung in Deutsch-
land werden sich sowohl auf das Arbeitskräfte-
angebot als auch die Altersstruktur der Beleg-
schaften sowie die Nachfrage nach Ausbildungs-
plätzen auswirken. 

Die Politik hat in Anbetracht der bevorste-
henden demografi schen Veränderungen bereits 
erste Schritte eingeleitet, um das umlagefi nan-
zierte Alterssicherungs- und das Gesundheitssys-
tem zu stützen: Durch die stufenweise Erhöhung 
des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre sollen Ver-
schiebungen in der Relation rentenbeziehender 
zu erwerbstätiger Bevölkerung abgemildert und 
so der Druck auf die Sozialsysteme reduziert wer-
den. Gleichzeitig wurden Anreizsysteme zur Früh-
verrentung von Arbeitnehmern außer Kraft ge-
setzt. Langfristig werden diese Maßnahmen dazu 
führen, dass nicht nur das Durchschnittsalter der 
Belegschaften weiter ansteigt, sondern auch das 
der am Arbeitsmarkt vorhandenen Arbeitskräfte. 
Gleichzeitig wird das Arbeitskräfteangebot da-
durch langfristig auch erweitert.

Die veränderte Struktur des Arbeitskräftean-
gebots wird für die Unternehmen zur Folge ha-
ben, dass sie von bisher dominierenden Anfor-
derungen an neue Arbeitskräfte („jung, dyna-
misch, fl exibel“) zunehmend Abstand nehmen 
müssen. Bisher haben sich die Unternehmen bei 
der Besetzung neuer Stellen mit älteren Bewer-
bern noch sehr zurückgehalten.

Laut Beschäftigtenstatistik der Bundesagen-
tur für Arbeit lag im September 2006 der Anteil 
der 50-Jährigen und Älteren an den sozialversi-
cherungspfl ichtig Beschäftigten bei ca. 23%. Im 
Vergleich dazu waren Ältere bei den Neueinstel-
lungen im ersten Halbjahr 2006 deutlich unter-
repräsentiert. In Westdeutschland waren gerade 
mal 8%, in Ostdeutschland immerhin 18% der 
Neueingestellten 50-Jährige und Ältere. In Ost-
deutschland konzentriert sich der höhere Anteil 
vor allem auf Branchen, in denen relativ häufi g 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu 

fi nden sind. Im Jahr davor waren die entspre-
chenden Werte mit 7 bzw. 14% noch niedriger 
(vgl. Bellmann et al. 2007, S. 4). Bei der Bewer-
tung dieser Daten ist allerdings zu berücksichti-
gen, dass den Betrieben teils gar keine Bewer-
bungen Älterer vorliegen. Diese rechnen sich ent-
weder keine Chancen aus oder sie haben sich in-
nerlich bereits vom Arbeitsleben verabschiedet 
(vgl. Bellmann et al. 2006).

Als weitere Folge des demografi schen Wan-
dels wird sich auch die Altersstruktur der Beleg-
schaften zu Gunsten der Älteren verändern. Hier-
bei handelt es sich zwar um kein grundsätzlich 
neues Phänomen – die Alterung vollzieht sich 
schon seit Jahren –, in der zu erwartenden Inten-
sität wird sie allerdings für die Unternehmen eine 
neue Herausforderung darstellen. Die Unterneh-
men werden sich also zukünftig stärker bemühen 
müssen, das Know-how und die Leistungsfähig-
keit auch der älteren Fachkräfte zu erhalten bzw. 
weiter auszubauen. Die Option, ältere Arbeitneh-
mer mittels Abfi ndungen freizusetzen und durch 
jüngere zu ersetzen, wird jedenfalls angesichts 
rückläufi ger Zahlen bei jüngeren Erwerbsper-
sonen immer seltener zur Verfügung stehen.

Eine noch größere Herausforderung, die auf 
die Unternehmen im Zuge des demografi schen 
Wandels zukommt, dürfte das abnehmende 
 Potenzial an jungen Erwerbspersonen darstellen. 
Die nachrückenden Jahrgänge vermögen es im-
mer weniger, die Lücke, die die geburtenstarken 
Jahrgänge auf dem Arbeitsmarkt hinterlassen 
werden, zu schließen. Im Jahr 2004 stellten die 
35- bis 44-Jährigen und die 45- bis 54-Jährigen 
(Jahrgänge der 1950er und 1960er Jahre) mit rund 
12 bzw. 14 Mio. Personen die stärksten Gruppen 
innerhalb der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
 Alter. Die späteren Jahrgänge sind allesamt schwä-
cher besetzt. 

Hieraus ergibt sich ein Problem, wenn die 
Stellen ausscheidender älterer Mitarbeiter nach-
besetzt werden sollen (vgl. Abbildung 10). Im 
Jahr 2004 standen den 9,7 Mio. Menschen im Al-
ter zwischen 55 und 64 Jahren, die bis 2014 das 
Rentenalter erreichen, noch 9,6 Mio. junge Men-
schen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren gegen-
über. Somit wurde der Ersatz für ausscheidende 
Arbeitskräfte in diesem Zeitraum zu 99% aus der 
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Gruppe jüngerer Arbeitnehmer gedeckt. Das Ver-
hältnis zwischen den ausscheidenden und nach-
rückenden Jahrgängen verschlechtert sich jedoch 
mit der Zeit deutlich: Für die nächstältere Perso-
nengruppe der 45- bis 54-Jährigen, die zwischen 
2015 und 2025 das Rentenalter erreichen werden, 
beträgt das Potenzial der jüngeren Arbeitnehmer, 
die nachrücken können, nur noch ca. 77% und 
für die am stärksten besetzte Gruppe der 35- bis 
44-Jährigen (Jahrgang der 1960er Jahre), die zwi-
schen 2026 und 2036 ausscheiden, nur noch 55% 
(vgl. Kay et al. 2008, S. 21).

Auch wenn sich das Erwerbspersonenpoten-
zial bis 2020 insgesamt lediglich geringfügig ver-
ringert (um 2,1 Mio. gegenüber 2005), wird es 
angesichts dieser Entwicklung bereits in der jet-

zigen Dekade zu demografi sch bedingten Proble-
men bei der Suche nach bestimmten Qualifi ka-
tionen kommen. Der Fachkräfteengpass wird sich 
nach 2020 aufgrund weiter sinkender Zahlen bei 
den jüngeren Jahrgängen und verstärkt durch das 
Ausscheiden geburtenstarker Jahrgänge verschär-
fen. Aufgrund der strukturellen Nachteile der mit-
telständischen Unternehmen gegenüber Groß un-
ternehmen wird diese Entwicklung vor allem den 
Mittelstand treffen.

Neben der quantitativen ist die qualifi kations-
spezifi sche Entwicklung des Erwerbspersonen-
potenzials von Bedeutung für die Berechnung des 
Entlastungspotenzials durch nachrückende Jahr-
gänge. Sollte das Bildungsniveau der jüngeren Ar-
beitnehmer deutlich höher sein als das der aus-

14 Anmerkung zur Abbildung: Approximiert jeweils durch die Zahl der 10- bis 19-Jährigen im Jahr 2020 bzw. 2030 nach Vorausberechnun-
gen des Statistischen Bundesamtes. Annahme: Annähernd gleiche Stärke der Geburtsjahrgänge 2000 und 2010 bzw. 2010 und 2020. 

Abbildung 10: 

Bevölkerung nach Qualifi kation und Alter in Deutschland im Jahr 2004 und zukünftige 

„Ersatzjahrgänge“ (in Mio. Personen)14

Quelle: Kay et al. (2008), S. 21; © IfM Bonn 08 20 045
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15 Gestiegene Bildungsanstrengungen seit den 1970er/1980er Jahren, die u.a. die stark besetzten Jahrgangskohorten umfassten, führten zu 
einem Anstieg des Qualifi kationsniveaus der Bevölkerung.

scheidenden Jahrgänge, könnte ein quantitativer 
Rückgang des Arbeitskräfteangebots durch eine 
höhere Produktivität abgemildert werden. Eine 
Studie des IAB aus dem Jahr 2002 zeigt jedoch, 
dass sich der Trend zur Höherqualifi zierung15 in 
der Bevölkerung seit Anfang der 90er Jahre zu-
nehmend abschwächt (vgl. Reinberg/Hummel 
2002a, S. 597f.). Das Gesamtqualifi kationsniveau 
der Bevölkerung hat sich seitdem – abgesehen 
von einem leichten Anstieg der Akademikerquo-
te – kaum verändert. Diese Entwicklung wird 
auch von Ausbildungsbetrieben bereits seit Jah-
ren bestätigt. 

Parallel zur Stagnation des Bildungsniveaus 
in der Bevölkerung steigen in den Unternehmen 
die Qualifi kationsanforderungen an die Beschäf-
tigten und speziell an die Fachkräfte. Hierzu tragen 
der zunehmende weltweite Wettbewerbsdruck 
sowie der sich weiter beschleunigende technolo-
gische Fortschritt, der auch zu einer starken Ver-
änderung der innerbetrieblichen Organisations-
strukturen führt, bei.

Eine Studie der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
(BLK), in der eine Bedarfsprojektion als Grundla-
ge für die Planung der Bildungs- und Forschungs-
förderung angestellt wird, zeigt, dass der Bedarf 
an qualifi zierten Fachkräften, insbesondere Aka-
demikern, im Projektionszeitraum bis 2015 wei-
ter steigen wird, während zeitgleich die Nachfra-
ge nach Arbeitskräften ohne Berufsausbildung 
weiter sinken wird (vgl. BLK 2002, S. 4f.). Die 
Bund-Länder-Kommission geht davon, dass es ab 
2015 zu einem Mangel an Arbeitskräften mit 
Hochschulabschluss sowie in geringerem Umfang 
auch an Arbeitnehmern mit abgeschlossener Be-
rufsausbildung kommen wird. Für den Arbeits-
markt für Ungelernte bzw. Geringqualifi zierte 
wird hingegen erwartet, dass dort auch zukünftig 
ein Angebotsüberschuss herrscht, wodurch es zu 
keiner Reduzierung des Drucks auf die Entloh-
nung der Arbeitnehmer in diesem Bereich kom-
men wird. Die Schere zwischen der Entlohnung 
der „begehrten“ Hochqualifi zierten und den ge-

ringer qualifi zierten Arbeitnehmern wird sich zu-
künftig weiter öffnen.

Die Unternehmen werden also sowohl mit 
einem starken Anstieg des Anteils älterer Beschäf-
tigter bis 2020 und einem langfristigen Einpen-
deln des durchschnittlichen Alters der Beleg-
schaften auf einem höheren Niveau, als auch 
einem allmählichen Ausscheiden von geburten-
starken Kohorten mit einem Höhepunkt zwi-
schen 2020 und 2040 bei einem sich gleichzeitig 
verschlechternden quantitativen Verhältnis zwi-
schen ausscheidenden und nachrückenden Jahr-
gängen, konfrontiert sein.

4.3 Beurteilung des demografi schen   
 Wandels durch mittelstandsrelevante   
 Akteure

Auf der Bundestagssitzung vom 25. Mai 2007 zur 
Unterrichtung des Bundestags durch den Parla-
mentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung 
wies Dr. Matthias Miersch von der SPD-Bundes-
tagsfraktion daraufhin, dass es kein Problem gäbe, 
die grundlegende Wirkung des demographischen 
Wandels zu erkennen, wohl aber ein Bewusst-
seins problem. Vielen Entscheidungsträgern in 
Politik und Wirtschaft sei immer noch nicht be-
wusst, wie der demographische Wandel sich kon-
kret auf ihren Bereich auswirke und welche 
Schritte notwendig sind, dem entgegenzuwirken 
bzw. die Folgen abzumildern (vgl. SPD-Bundes-
tagsfraktion 2007a). Trotz dieser durchaus zutref-
fenden Feststellung, die von der Mehrheit des 
Bundestags geteilt wurde, sollte nicht übersehen 
werden, dass sich die Situation in den vergan-
genen Jahren bereits deutlich gebessert hat. 

Einer Umfrage aus dem Jahr 2003 zufolge 
hatten 52% der Deutschen noch nie den Begriff 
„demografi scher Wandel“ gehört. Es gab, mit 
Ausnahme weniger Fachbeiträge, kaum Publika-
tionen über die demografi sche Entwicklung in 
Deutschland. Mittlerweile hat sich die Situation 
geändert: Nicht nur, dass das Thema in der Be-
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völkerung verankert ist, auch über die Auswir-
kungen des demografi schen Wandels auf die Un-
ternehmen sowie die Arbeitsmärkte herrscht 
weitgehend Einverständnis: 
• Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-

geberverbände betont die Bedeutung des de-
mografi schen Wandels für den Fachkräfteeng-
pass und fordert u.a. höhere Investitionen in 
Ausbildung.

• Sowohl der Bundesverband der deutschen In-
dustrie (BDI) als auch der Zentralverband des 
deutschen Handwerks (ZDH) betonen die Be-
deutung des demografi schen Wandels für das 
zukünftige Verhältnis von Arbeitskräfteange-
bot und -nachfrage. Sie haben bereits verschie-
dene Studien hierzu in Auftrag gegeben.

• Der DIHK hat eine Best-Practice-Sammlung er-
stellt, in der positive Beispiele für Maßnahmen 
zu Abmilderung des demografi schen Wandels 
dargestellt werden.

• Die Bundesregierung sowie der Bundestag ha-
ben im Rahmen von Projekten und Kommis-
sionen die Effekte des demografi schen Wandels 
untersuchen lassen und beispielsweise durch 
die stufenweise Erhöhung des Renteneintritts-
alters auf 67 Jahre auch bereits Maßnahmen 
umgesetzt.

• In den Bundesländern existieren zahlreiche Pro-
jekte, mit deren Hilfe – häufi g auf regionaler 
Ebene – die Folgen des demografi schen Wandels 
auf die Fachkräftesituation abgemildert werden 
sollen.

Auch die Gewerkschaften sehen die Herausforde-
rungen, denen sich die Unternehmen in Deutsch-
land stellen müssen, und haben eigene Konzepte 
und Handlungsempfehlungen entwickelt: 
• Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat 

bereits 2005 eine Analyse des demografi schen 
Wandels vorgenommen und Vorschläge für 
konkrete Maßnahmen erstellt (vgl. DGB 2005).

• IG Metall und DGB haben gemeinsam mit der 
Ruhr-Universität Bochum für die Metall- und 
Elektroindustrie in Nordrhein-Westfalen den 
Tarifvertrag zur Qualifi zierung (TVQ) entwi-
ckelt, der die Folgen des demografi schen Wan-
dels mit Hilfe von Weiterbildungsaktivitäten 
abmildern soll.

• Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di hatte 
den demografi schen Wandel 2003 noch als My-
thos abgetan. Mittlerweile hat sich ihre Sicht-
weise geändert, und es werden gezielt Bran-
chenkonzepte entwickelt (vgl. verdi 2003, 
S. 3).16

Die Liste deckt nur einen sehr kleinen Bereich der 
Aktivitäten ab, die zum Thema demografi scher 
Wandel und den Auswirkungen auf den Fachkräf-
temangel unternommen wurden bzw. werden. 
Im Jahr 2003 setzte im Übrigen keine Initialzün-
dung ein. Schon zuvor beschäftigten sich die mit-
telstandsrelevanten Institutionen mit der The-
matik. So waren die Folgen des demografi schen 
Wandels für die Wirtschafts- und Sozialsysteme 
bereits im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit eines der zentralen The-
men.17

Die Aufzählung zeigt gleichwohl, dass es im 
Hinblick auf die Auswirkungen des demogra-
fi schen Wandels auf den Fachkräftemangel einen 
breiten Konsens gibt, der auch von den wissen-
schaftlichen Einrichtungen getragen wird, wie 
die zahlreichen Studien zeigen. 

Im Moment wird der Begriff „demografi scher 
Wandel“ allerdings schon fast infl ationär genutzt, 
zumeist um Schreckensszenarien zu kreieren. Wie 
Matthias Miersch in seiner bereits erwähnten 
Rede vor dem Bundestag anführte, fehlt bei vie-
len Entscheidungsträgern noch das Bewusstsein 
und das notwendige Wissen für konkrete Maß-
nahmen und Handlungsoptionen. 

16 In der Studie von 2003 negierte ver.di noch die These, dass der demografi sche Wandel zu tiefgreifenden Veränderungen im Wirtschafts- 
und Sozialsystem führen wird: „In der Vergangenheit hat unsere Gesellschaft einen stärkeren Anstieg der über 65-Jährigen bewältigt, als 
dies in den nächsten 50 Jahren zu erwarten ist“. Diese Sichtweise lässt allerdings unberücksichtigt, dass es sowohl sozial- als auch wirt-
schaftspolitisch nicht auf die Bevölkerungsgröße bzw. -dichte ankommt, sondern auf Struktur sowie Wachstums- bzw. Schrumpfungs-
tendenzen der Bevölkerung: Im Jahr 1950 waren 31 % der Bevölkerung unter 20 Jahren, im Jahr 2050 werden es lediglich 16 % sein.

17 Das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit wurde nach dem Regierungswechsel 1998 eingerichtet. Im Bündnis für 
Arbeit waren neben der rot-grünen Bundesregierung Spitzenvertreter von Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften vertreten.



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

32

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich daher 
u.a. auf einer Konferenz im Mai 2007 bemüht, 
Handlungsoptionen für den Bund sowie die Kom-
munen aufzuzeigen (vgl. SPD-Bundestagsfraktion 
2007b). Die Bedeutung des demografi schen Wan-
dels für den Fachkräftemangel macht es notwen-
dig, zu diesen Handlungsoptionen weitere hinzu-
zunehmen.

4.4 Zwischenfazit

Der demografi sche Wandel wirkt wie ein Kataly-
sator auf den Fachkräftemangel. Die in Zeiten 
 anziehender Konjunktur bereits gegenwärtig zu 
beobachtende Fachkräftelücke bei einzelnen Be-
rufsbildern wird sich aufgrund der Reduzierung 
des Arbeitskräfteangebots zukünftig vergrößern. 
Der Fachkräftemangel wird sich in den kommen-
den Jahrzehnten deshalb zunehmend von einem 
konjunkturellen zu einem strukturellen Problem 
entwickeln. In der Folge wird der Wettbewerb um 
Nachwuchs- und Fachkräfte an Intensität zuneh-
men und zu einem steigenden Lohnniveau und 
einer stärkeren Lohndifferenzierung bei qualifi -
zierten Arbeitskräften führen. Vor allem mittel-
ständische Unternehmen werden von dem zu-
nehmenden Wettbewerb betroffen sein, da sie im 

Vergleich zu Großunternehmen einen geringeren 
Bekanntheitsgrad am Arbeitsmarkt haben und 
auch seltener in der Lage sind, höhere Entgelte 
anzubieten.

Eine noch stärkere Auswirkung hat der de-
mografi sche Wandel auf die Situation bei den 
Nachwuchskräften. In den kommenden Jahrzehn-
ten wird die Anzahl der Ausbildungsplatzsuchen-
den dramatisch zurückgehen. Hiervon werden 
wiederum verstärkt die mittelständischen Unter-
nehmen betroffen sein, weil sie sich überdurch-
schnittlich stark bei der Berufsausbildung im 
Rahmen des Dualen Systems engagieren und auf 
diese Weise einen Großteil ihres Fachkräftebe-
darfs decken. Diese Strategie ist angesichts der 
großen Zahl der Jugendlichen zurzeit noch er-
folgversprechend. Sie wird jedoch bereits in der 
gerade begonnenen Dekade immer stärker an ihre 
Grenzen stoßen.

Der Fachkräftemangel ist in seiner gegenwär-
tigen Ausprägung ein konjunkturabhängiges und 
auf einzelne Berufsbilder beschränktes Phäno-
men, dessen volkswirtschaftliche Relevanz nicht 
bzw. nur begrenzt erfassbar ist. Durch die verstär-
kende Wirkung des demografi schen Wandels aber 
wird der Fachkräftemangel sich zukünftig zu 
einem Problem mit einer für die Volkswirtschaft 
hohen Bedeutung entwickeln. 
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Der Abschlussbericht der Projektgruppe „Siche-
rung der Fachkräftebasis in Deutschland“ der 
SPD-Bundestagsfraktion kommt zu dem Schluss: 
„Wer die Fachkräftebasis von morgen sichern 
will, muss heute handeln.“ (SPD-Bundestagsfrak-
tion 2008 S. 15). Die Teilnehmer der Experten-
gespräche des Arbeitskreises Mittelstand in der 
Friedrich-Ebert-Stiftung kamen in ihren Diskus-
sionen zu dem gleichen Ergebnis: Da kaum kurz-
fristige Lösungen für dieses Problem existieren, 
stellt sich den wirtschaftspolitischen Akteuren 
eben so wie den Unternehmen und den Arbeit-
nehmern bereits heute die Aufgabe, angemessene 
Maßnahmen einzuleiten. Andernfalls steht das 
Land zukünftig womöglich vor einem nur schwer 
überwindbaren Problem.

Die nachfolgenden Handlungsempfehlun-
gen zielen darauf ab, das Fachkräfteangebot in 
Deutschland langfristig quantitativ und quali-
tativ zu verbessern. Sie werden verschiedenen 
Handlungsfeldern zugeordnet und innerhalb der 
einzelnen Handlungsfelder gegliedert nach Adres-
saten zusammengefasst.

5.1 Handlungsfelder im Überblick

Volkswirtschaftlich gesehen kann dem Arbeits-
kräfteengpass mit einer Reduzierung des Arbeits-
kräftebedarfs und/oder einer Erhöhung des Ar-
beitskräfteangebots begegnet werden. Eine Redu-
zierung des Arbeitskräftebedarfs ist beispielsweise 
durch Rationalisierungsanstrengungen aufgrund 
des technischen Fortschritts möglich. Eine ande-
re Möglichkeit – Arbeitsplätze ins Ausland zu ver-
lagern – werden Unternehmen vor allem dann 
erwägen werden, wenn sie ihren Arbeitskräftebe-
darf mittel- bzw. langfristig nicht im Inland de-
cken können. Ein solcher Schritt sollte, nicht nur 
aufgrund der Tatsache, dass es sich um Arbeits-
plätze mit hohen Qualifi kationsanforderungen 
handelt, auf jeden Fall verhindert werden. 

Das Arbeitskräfteangebot muss daher um bis-
her noch nicht berücksichtigte und aktivierbare 
Reserven erweitert werden (vgl. Abbildung 11). 
Die Arbeitskräftereserve setzt sich dabei zusam-
men aus Teilzeiterwerbstätigen, Erwerbslosen so-
wie Nichterwerbspersonen: 
• Arbeitskräftereserve Erwerbslose: 5,4 Mio.
 Erwerbslose sind Personen ohne Arbeitsver-

hältnis, die sich um eine Arbeitsstelle bemü-
hen, unabhängig davon, ob sie beim Arbeits-
amt arbeitslos gemeldet sind. Insofern ist der 
Begriff der Erwerbslosen umfassender als der 
Begriff der Arbeitslosen.

• Arbeitskräftereserve Nichterwerbspersonen: 
1,3 Mio.

 Nichterwerbspersonen sind Personen, die kei-
ne – auch keine geringfügige – auf Erwerb ge-
richtete Tätigkeit ausüben oder sich um eine 
Arbeitsstelle bemühen. Von den ca. 9 Mio. 
Nichterwerbspersonen werden nur die Perso-
nen gezählt, die aktiviert werden können, d.h. 
die den Wunsch haben, einen Beruf auszuüben.

• Arbeitskräftereserve Teilzeitbeschäftigte: 2,2 Mio.
 In Deutschland gibt es ca. 8 Mio. Teilzeiter-

werbstätige. Hiervon haben 2,2 Mio. den 
Wunsch, länger zu arbeiten.

Die aktivierbare Arbeitskräftereserve umfasst so-
mit ca. 9,3 Mio. Personen. Dies entspricht knapp 
25 % der derzeitigen Erwerbstätigen (ca. 38,7 
Mio.). Auch wenn bei diesem Anteilswert berück-
sichtigt werden muss, dass die Gruppe der Teil-
zeitbeschäftigten mit einem Wunsch länger zu 
arbeiten auch in der Gruppe der Erwerbstätigen 
enthalten ist, verdeutlicht dieser Wert dennoch 
das Potenzial der noch aktivierbaren Arbeitskräf-
tereserve.

Wie die bisherigen Ausführungen gezeigt ha-
ben, steht Deutschland allerdings nicht vor einem 
allgemeinen Arbeitskräftemangel, sondern vor 
einem nicht vollständig bzw. nur schwer zu de-
ckenden Fachkräftebedarf. Die zu aktivierenden 
Arbeitskräfte müssen daher über die notwendigen 

5. Handlungsfelder und Handlungsempfehlungen
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Abbildung 11: 

Arbeitskräftepotenzial und Arbeitskräftereserve

 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des Mikrozensus 2005; © IfM Bonn 10 55 007
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Stellen besetzen zu können.

Betrachtet man die Gruppe der Teilzeitbe-
schäftigten, so zeigt sich, dass diese ein niedri-
geres Bildungsniveau als die Gesamtheit der Be-
schäftigten hat. So haben 22% der Teilzeitbe-
schäftigten keinen berufl ichen Bildungsabschluss, 
während dies bei allen Beschäftigten nur ca. 13% 
sind. Im Fall der höheren Bildungsabschlüsse ist 
der Unterschied zwischen Voll- und Teilzeitbe-
schäftigten etwas geringer: 10% der Teilzeitbe-
schäftigten und 17% aller Beschäftigten haben 
einen Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluss. 
Dieser Unterschied ist möglicherweise auch da-
durch bedingt, dass fast die Hälfte aller Teilzeit-
beschäftigten geringfügig beschäftigt ist (Mini-
Job oder 400-Euro-Job) und diese Beschäftigungs-
form den höchsten Anteil an Personen ohne 

 berufl iche Bildungsabschlüsse aufweist (vgl. Puch 
2009, S. 3).

Bei der Gruppe der Erwerbslosen ist das durch-
schnittliche Bildungsniveau noch niedriger: Insge-
samt hatten 2002 ca. 40% der Erwerbslosen kei-
nen berufl ichen Abschluss. Das Bildungsgefälle 
zwischen Erwerbstätigen und Erwerbslosen zeigt 
sich auch in den spezifi schen Arbeitslosenquo-
ten: Im Jahr 2005 lag die Arbeitslosenquote bei 
den Geringqualifi zierten mit 26% fast drei mal so 
hoch wie bei Personen mit abgeschlossener Be-
rufsausbildung (ca. 10%) und über sechs mal hö-
her als bei den Akademikern (ca. 4%) (vgl. Rein-
berg/Hummel 2002b, S. 1 sowie dieselben 2007, 
S. 5).18 

Die präsentierten Zahlen machen deutlich, 
dass eine mittel- bis langfristige Aktivierung der 
Arbeitskräftereserve zum Ausgleich der Fachkräf-

18 Die Arbeitslosenzahlen nach Qualifi kation ab 2005 müssen vorsichtig interpretiert werden. Denn seit der Hartz-IV-Reform werden mehr 
erwerbsfähige Personen in der Arbeitslosenstatistik erfasst als vorher. Dies führte bei den Geringqualifi zierten zu einem überdurch-
schnittlichen Anstieg der Zahl an registrierten Arbeitslosen (vgl. Reinberg/Hummel 2007, S. 1f.).

Arbeitskräftepotenzial

Nichterwerbs-
personen
9,3 Mio.
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telücke notwendigerweise mit einer Qualifi zie-
rungsinitiative verbunden werden muss.

Neben der Erschließung von Arbeitskräfte-
reserven liegt ein weiteres Handlungsfeld zur 
 Reduzierung des Fachkräftemangels in der Berufs-
ausbildung sowie in der betrieblichen Weiterbil-
dung. Wenn weniger junge Arbeitnehmer zur 
Verfügung stehen, kann dies teilweise dadurch 
ausgeglichen werden, dass ein größerer Anteil 
von ihnen als bisher berufsqualifi zierende Ab-
schlüsse erwirbt, so dass sich in dieser Gruppe das 
Qualifi kationsniveau erhöht. Mit der fortschrei-
tenden Alterung der Belegschaften wird es für die 
Unternehmen auch zunehmend wichtiger, Sorge 
dafür zu tragen, dass die Arbeitnehmer bis zum 
Renteneintritt ihre Qualifi kation erhalten bzw. 
weiter ausbauen.

Zur Erhöhung des Fachkräfteangebots kom-
men daher folgende Optionen in Frage:
• Erhöhung des Qualifi kationsniveaus jüngerer 

Generationen, z.B. durch Verbesserung des 
Aus- und Fortbildungsprozesses,

• Verbesserung der betrieblichen Weiterbildung, 
u.a. durch eine verstärkte Weiterbildung älterer 
Arbeitnehmer bis zum Renteneintritt,

• Ausschöpfung des einheimischen Erwerbs-
personenpotenzials, z.B. durch Erhöhung der 
 Erwerbsbeteiligung von Frauen (mit Kindern) 
sowie 

• Verstärkte Einbindung von Personen mit Mi-
grationshintergrund in Aus- und Weiterbil-
dungsprozesse und 

• Aktivierung und Qualifi zierung von Erwerbs-
losen.

Adressaten der aufgeführten Handlungsoptionen 
sind neben dem Staat und den Tarifparteien auch 
die Unternehmen und die Arbeitnehmer.

5.2 Nachteile mittelständischer 
 Unternehmen

Im sich verschärfenden Wettbewerb um Fachkräf-
te weisen mittelständische Unternehmen struk-
turelle Nachteile gegenüber Großunternehmen 
auf, die ihre Chancen, ihren Fachkräftebedarf zu 
decken, schmälern.

Eines der Hauptprobleme mittelständischer 
Unternehmen ist der geringe Institutionalisie-
rungsgrad im Personalwesen, der zu quantita-
tiven und qualitativen Einbußen in der Personal-
arbeit führt. Dem Personalwesen wird zwar in 
mittelständischen Unternehmen, so wie es auch 
in Großunternehmen der Fall ist, ein hoher Stel-
lenwert beigemessen, aber erst mit steigender 
Mitarbeiterzahl und damit verbundenem Arbeits-
aufkommen im Personalbereich erhöht sich die 
Wahrscheinlichkeit, dass ein Unternehmen seine 
Personalarbeit institutionalisiert und eine eigene 
Personalabteilung einrichtet. Wie aus Abbildung 
12 hervorgeht, verfügen lediglich 6% der Unter-
nehmen mit bis zu 19 Mitarbeitern über eine 
 eigene Personalabteilung. In Unternehmen mit 
bis zu 99 Beschäftigten sind es bereits 26% und  
in größeren mittelständischen 85%.

In den Unternehmen ohne institutionalisier-
tes Personalwesen liegt die Verantwortung für die 
Personalpolitik häufi g unmittelbar in den Hän-
den der Unternehmensleitung und ist in ihrer 
qualitativen Ausprägung von deren fachlichen 
Know-how abhängig.

Der geringe Institutionalisierungsgrad hat 
unmittelbare Folgen für die Personalarbeit. So 
fi ndet beispielsweise eine Personalplanung in for-
malisierter Form bei Unternehmen mit bis zu 
20 Beschäftigten bei lediglich ca. 20% der Unter-
nehmen statt, während es 50 % bei Unternehmen 
mit 200 bis 999 Beschäftigten sind (vgl. Backes-
Gellner et al. 2000, S. 11). Aufgrund fehlenden 
Know-hows und geringerer personeller Ausstat-
tung wird die Personalplanung in mittelständi-
schen Unternehmen mit einer geringeren Inten-
sität betrieben. Um den Anforderungen an das 
Personalwesen gerecht zu werden, fi ndet in KMU 
daher oftmals ein nach Beschäftigtengruppen dif-
ferenzierter Einsatz von Planungsinstrumenten 
statt. Während für höherqualifi zierte Mitarbeiter 
Instrumente der Fort- und Weiterbildungspla-
nung sowie der Organisations- und Stellenpla-
nung überdurchschnittlich häufi g eingesetzt wer-
den, kommen die Personalplanungsinstrumente 
bei weniger qualifi zierten Mitarbeitern eher sel-
ten bzw. nur einzelfallbezogen zum Einsatz.
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Abbildung 12: 

Unternehmen mit eigener Personalabteilung nach Unternehmensgrößenklassen

Quelle: BMAS (1990), S. 68; © IfM Bonn 10 55 006
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Auch auf die Personalentwicklung wirkt sich 
der geringere Institutionalisierungsgrad im Per-
sonalwesen mittelständischer Unternehmen aus: 
Die Einrichtung langfristiger Personalentwick-
lungsmaßnahmen ist bisher vor allem in kleinen 
Unternehmen eher selten der Fall. Lediglich ca. 
35% der mittelständischen Unternehmen verfol-
gen das Konzept „Lebenslanges Lernen“ und nur 
knapp 30% der kleinen und mittleren Unterneh-
men bieten ihren Mitarbeitern eine betriebsin ter-
ne Weiterbildungsberatung (vgl. Kay et al. 2008, 
S. 121).

Eine Möglichkeit zur Verbesserung der Situa-
tion im Bereich der Personalentwicklung und 
Weiterbildung in kleinen und mittleren Unter-
nehmen ist die Einrichtung von Personalvertre-
tungen. Vielfach werden die Aufgaben des Be-
triebsrats zwar in erster Linie noch bei der Einhal-
tung tarifl icher und gesetzlicher Regelungen ge-
sehen. Tatsächlich beteiligen sie sich an der 
Umorganisation von Unternehmen, der Personal-

entwicklung, der Qualifi zierung sowie der Förde-
rung des betrieblichen Gesundheitsschutzes. 
Hierdurch kann gerade in Unternehmen ohne in-
stitutionalisiertes Personalwesen die Unterneh-
mensleitung deutlich entlastet werden (vgl. Grei-
fenstein/Weber 2008, S. 1).

Doch auch wenn das Betriebsverfassungsge-
setz die Wahl eines Betriebsrats in jedem Betrieb 
mit mindestens fünf Arbeitnehmern vorsieht, 
zeigt sich in der betrieblichen Realität, dass nur 
wenige kleine und mittlere Unternehmen tat-
sächlich über einen Betriebsrat verfügen. Häufi g 
wird von diesem Recht der Mitarbeiter auf Mitbe-
stimmung in KMU kein Gebrauch gemacht. Erst 
mit zunehmender Unternehmensgröße nimmt 
auch die Wahrscheinlichkeit zu, dass ein Betriebs-
rat eingerichtet wird (vgl. z.B. Schlömer et al. 
2007).

Die weniger formalisierte Personalarbeit in 
mittelständischen Unternehmen hat zur Folge, 
dass auch die Personalrekrutierung vor allem in 
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kleinen Unternehmen nicht die Effi zienz hat, wie 
man sie beispielsweise in Großunternehmen vor-
fi ndet. So liegt die Personalbeschaffung, auch 
wenn Personalfachkräfte im Unternehmen vor-
handen sind, häufi g noch in den Händen der Un-
ternehmensleitung. Dies drückt sich u.a. im 
Suchradius mittelständischer Unternehmen aus. 
Während Großunternehmen neben der überre-
gionalen Suche zunehmend auch international 
auf der Suche sind, ist der Suchradius mittelstän-
discher Unternehmen räumlich begrenzt. Viele 
kleine Unternehmen suchen Arbeitskräfte nur an 
ihrem Standort bzw. in unmittelbarer Nähe. 
Große und mittelgroße Mittelständler haben 
zwar einen größeren Suchradius, der auch das 
ganze Bundesgebiet umfassen kann, eine interna-
tionale Suche ist allerdings äußerst selten.

Mittelständische Unternehmen sind somit 
stärker von der Struktur und Größe des regio-
nalen Arbeitsmarkts abhängig. Auf den regiona-
len Arbeitsmärkten wiederum stehen sie nicht 
nur mit anderen mittelständischen Unternehmen 
in Konkurrenz, sondern – sofern vorhanden – 
auch mit Großunternehmen, die aufgrund ihrer 
Größe die Struktur des Arbeitsmarkts entspre-
chend ihren Anforderungen beeinfl ussen kön-
nen. Aus diesem Grund sind kleine und mittlere 
Unternehmen auch im stärkeren Maße auf staat-
liche Investitionen auf regionaler Ebene beispiels-
weise im Aus- und Weiterbildungsbereich ange-
wiesen.

Handlungsempfehlungen kompakt

Politik
• Kleine und mittlere Unternehmen sollten 

durch Beratungsangebote und Unterstützungs-
leistungen in die Lage versetzt werden, eine 
langfristige Personalentwicklung zu betreiben. 

• Das lokale Aus- und Weiterbildungsangebot 
für Arbeitskräfte aller Altersklassen sollte vor 
allem in den ländlichen und strukturschwachen 
Gebieten weiter aufgebaut werden.

• Die Qualität der Beratungs- und Vermittlungs-
leistungen der regionalen Job-Center sollte auf 
einem qualitativ hohen Niveau vereinheitlicht 
werden.

Unternehmen
• Kleine und mittlere Unternehmen sollten im 

Rahmen der Personalrekrutierung ihren häufi g 
nur lokal ausgerichteten Suchradius erweitern. 
Hierfür ist es notwendig, dass die mittelstän-
dischen Unternehmen ihre Stärken speziell 
 gegenüber Großunternehmen hervorheben 
(z.B. mehr Entscheidungsspielräume, persön-
lichere Atmosphäre, schnellere Verantwortungs-
übernah me).

• Mittelständische Unternehmen sollten für alle 
Arbeitskräfte eine langfristige Personalentwick-
lung anstreben und eine individuelle, das ge-
samte Arbeitsleben umfassende Weiterqualifi -
zierung sicherstellen.

• Die Führungsebenen speziell kleiner Unterneh-
men sollten die Chancen, die sich aus der be-
trieblichen Mitbestimmung für die Personal-
entwicklung ergeben, nutzen und die häufi g 
noch anzutreffenden Vorurteile gegenüber Be-
triebsräten überwinden. 

Gewerkschaften
• Gewerkschaften sollten im offenen Dialog mit 

mittelständischen Unternehmen die Vorteile 
der betrieblichen Mitbestimmung für die Un-
ternehmen beispielsweise bei der Personalpla-
nung hervorheben. Aktuelle Zahlen zeigen, 
dass die unternehmerische Abneigung gegen-
über Betriebsräten im Mittelstand vielfach auf 
Missverständnisse und Vorurteile zurückzu-
führen ist. 

Arbeitnehmer
• Arbeitnehmer sollten in Unternehmen, in 

 denen keine betriebliche Personalentwicklung 
betrieben wird bzw. kein Betriebsrat vorhan-
den ist, die Möglichkeit zu einer kontinuier-
lichen persönlichen Weiterentwicklung bei der 
Unternehmensleitung einfordern.

• Eine weitere Möglichkeit für Mitarbeiter von 
Unternehmen mit mehr als fünf Mitarbeitern, 
in denen noch kein Betriebsrat vorhanden ist, 
stellt die Wahl eines ebensolchen dar. Denn 
Betriebsräte können gerade in kleinen Unter-
nehmen die Geschäftsleitung bei der Entwick-
lung von langfristigen Personalentwicklungs-
plänen unterstützen.
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5.3 Handlungsfeld Ausbildung

5.3.1 Die gegenwärtige Situation

Die berufl iche Ausbildung sorgt für qualifi zierten 
Nachwuchs und trägt damit entscheidend dazu 
bei, möglichen Engpässen hinsichtlich der Ver-
fügbarkeit benötigter Fachkräfte vorzubeugen.  
Sie ist damit ein entscheidender Faktor für die 
 Sicherung der betrieblichen Wettbewerbsfähig-
keit. Jungen Menschen bietet sie eine solide be-
rufl iche Qualifi kation und damit Einkommen-
schancen und Perspektiven. In den letzten Jahren 
strebten immer mehr Jugendliche einen Abschluss 
in einem Beruf außerhalb des dualen Systems an, 
d.h. einem Beruf, der kein Ausbildungsberuf ge-
mäß Berufsbildungsgesetz (BBiG) und Handwerks-
ordnung (HwO) ist. Dennoch stellt das duale Sys-
tem der Berufsausbildung, das sich durch eine 
einzigartige Verbindung der Lernorte Betrieb und 
Schule auszeichnet, nach wie vor für die Mehr-
heit der Jugendlichen den Einstieg in das Berufs- 
und Arbeitsleben dar. Mehr als 60% der Schul-
abgängerinnen und Schulabgänger münden in 
eine berufl iche Ausbildung im Rahmen des dua-
len Systems ein (vgl. Bellmann et al. 2006). Wich-
tigster privater Träger des dualen Ausbildungs-
systems ist der Mittelstand, der über 80% aller 
Lehrlinge ausbildet.

Die Brutto-Ausbildungsquote, also der Anteil 
ausbildender Betriebe an allen Betrieben, liegt bei 
ca. 31%. Fast jeder dritte Betrieb in Deutschland 
bildet somit aus. Von den 57% der Betriebe in 
Deutschland, die eigenen Angaben zufolge die 
Voraussetzungen für eine Ausbildung erfüllen, 
bildet mehr als jeder zweite aus. Dies ergibt eine 
Netto-Ausbildungsquote (Anteil der ausbilden-
den Betriebe an den ausbildungsberechtigten Be-
trieben) von ca. 53%.

Die Wahrscheinlichkeit, dass ein ausbildungs-
berechtigter Betrieb aktiv ausbildet, steigt mit der 
Betriebsgröße. Während die große Mehrheit der 
mittelgroßen und größeren Betriebe Jahr für Jahr 
ausbildet, legen zahlreiche ausbildungsberech-
tigte kleinere Betriebe aufgrund des nur begrenz-
ten bzw. nur in größeren zeitlichen Abständen 
virulent werdenden betrieblichen Bedarfs an 
Nachwuchsfachkräften größere Ausbildungspau-
sen ein (vgl. Fischer et al. 2008).

Aufgrund der nachrückenden geburtenschwä-
cheren Jahrgänge wird sich die Ausbildungssitua-
tion in Deutschland mittel- bis langfristig kom-
plett verändern: Zwischen 1995 und 2008 über-
stieg die Zahl der bei der Bundesanstalt für Arbeit 
gemeldeten Bewerber regelmäßig die Zahl der 
neuen Ausbildungsverträge. Die Unternehmen 
befanden sich somit in der komfortablen Situati-
on, aus einer großen Anzahl von Bewerbern aus-
wählen zu können. Zukünftig wird die Zahl der 
Ausbildungsplatzsuchenden immer weiter ab-
nehmen, so dass es zu einem Wettbewerb um 
Ausbildungsplatzbewerber kommen wird, wie es 
jetzt schon bei den gut qualifi zierten Bewerbern 
der Fall ist.

Für die mittelständischen Unternehmen be-
steht die Gefahr, dass sie dabei, wie schon jetzt 
bei den gut qualifi zierten Ausbildungsplatzbewer-
bern, gegenüber den Großunternehmen den Kür-
zeren ziehen werden. Denn mittelständische Un-
ternehmen sind im Vergleich zu Großunterneh-
men meist nicht die erste Wahl der Ausbildungs-
platzsuchenden. Dies hat verschiedene Ursachen: 
So können Großunternehmen mit gut struktu-
rierten Ausbildungsgängen und der bekannteren 
„Marke“ punkten, wohingegen kleinere und mitt-
lere Unternehmen unbekannter sind und seltener 
über ein „internationales Flair“ verfügen. Zudem 
ist die Ausbildungssituation in kleineren Unter-
nehmen qualitativ weniger gut ausgeprägt, wie 
der DGB regelmäßig in einer jährlichen Befra-
gung von Auszubildenden zu Tage fördert. Dank 
ihrer materiellen und personellen Ressourcen kön-
nen Großunternehmen eine strukturierte Ausbil-
dung in vollem Umfang gewährleisten, während 
Klein- und Kleinstbetriebe mit wenig Personal 
 fl exibel auf Angebot und Nachfrage reagieren 
müssen. Deshalb binden sie ihre Auszubildenden 
stärker nach Auftragslage und weniger nach be-
trieblichem Ausbildungsplan in die Arbeit mit 
ein (vgl. DGB 2009 S. 8).

Diese Diskrepanz trägt mit dazu bei, dass 
Schulabgänger sich zumeist zuerst bei Großunter-
nehmen bewerben. Bisher war diese Situation für 
mittelständische Unternehmen zwar ungünstig, 
aber noch nicht existenzgefährdend, da es einen 
ausreichenden Überschuss an Bewerbern gab. Mit 
dem zu erwartenden demografi sch bedingten 
Einbruch, der in den neuen Bundesländern auf 
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dem Ausbildungssektor bereits begonnen hat, 
wird sich die Situation für den Mittelstand dra-
stisch verschlechtern.19

Einen ersten Vorgeschmack auf die künftige 
Situation haben die mittelständischen Unterneh-
men bereits in den Jahren 2007 und 2008 bekom-
men, als jeder siebte Betrieb Ausbildungsplätze 
nicht besetzen konnte. Insgesamt blieben ca. 10% 
der angebotenen Plätze unbesetzt.

Als Hauptursachen für unbesetzte Ausbil-
dungsstellen werden in Betriebsumfragen meist 
das mangelnde Leistungsvermögen und die un-
zureichenden schulischen Qualifi kationen der 
Bewerber und Bewerberinnen genannt. Aktuelle 
Analysen zeigen allerdings, dass es dafür auch 
Gründe gibt, die bei den Betrieben angesiedelt 
sind. So lässt der Vermittlungsprozess in mittel-
ständischen Unternehmen erhebliche Defi zite 
erkennen, die es erschweren, dass Ausbildungs-
platzanbieter und Stellensuchende zusammen-
fi nden (vgl. Gericke et al. 2009). Konkret ist dabei 
ein kurzfristiges, wenig planvolles und relativ 
einseitiges Anwerbeverhalten kleiner und mittle-
rer Unternehmen angesprochen. Eine Rolle spie-
len zudem die Attraktivität bestimmter Branchen 
sowie unterschiedliche betriebliche Strategien der 
Ausbildung (vgl. Gericke et al. 2009, S. 9).

Die gegenwärtigen Probleme auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt ließen sich durch bessere An-
werbestrategien der Unternehmen und bessere 
Bewerbungsstrategien der Ausbildungsplatzsu-
chenden noch weitgehend lösen. Am praktika-
belsten erscheint es, die Informationsasymme-
trien zu verringern, also z.B. die Vernetzung un-
ter den Akteuren zu verbessern, Berufe bekannter 
zu machen, Hilfestellung zur Durchführung von 
Auswahlverfahren zu geben, Kontakte und Zu-
sammenarbeit zwischen Schulen und Wirtschaft 
auszubauen und die Kommunikation über Mes-
sen, Börsen, Zeitungsanzeigen sowie die Einrich-
tung von Betriebspraktika zu verbessern. Ange-
sichts der hohen Vertragslösungsquoten könnte 
außerdem geprüft werden, welche Verbesserungs-
möglichkeiten bei den vermittelnden Stellen be-
stehen (vgl. Gericke et al. 2009, S. 9).

Was die Kurzfristigkeit der Planung und die 
Attraktivität von Berufsfeldern, also den beruf-
lichen Mismatch betrifft, dürften die Handlungs-
möglichkeiten der einzelnen Akteure wohl stär-
ker eingeschränkt sein. Die Verbesserung des 
 Informationsstands, Imagekampagnen für be-
stimmte Berufe, die Veränderung von Berufs be-
zeichnungen und die attraktivere Gestaltung von 
Berufsinhalten und Verdienstmöglichkeiten wä-
ren Ansatzpunkte, die von institutioneller Seite 
angegangen werden müssten.

Wenn diese Ansätze umgesetzt würden, ent-
spannte sich die Situation zumindest im Westen 
des Landes auf kurze und mittlere Frist etwas. An-
dernfalls verschärfte sich die Nachwuchssituation 
für mittelständische Unternehmen. Auf lange 
Sicht werden allerdings möglicherweise noch 
weitere Maßnahmen erforderlich, die heute aber 
noch nicht genau abzusehen sind.

Handlungsempfehlungen kompakt

Politik
• Zur Stärkung der Position mittelständischer 

Unternehmen auf dem Ausbildungsmarkt ist 
es sinnvoll, die Vorzüge des Mittelstands als 
Ausbilder durch eine Imagekampagne hervor-
zuheben (Beispiel: Imagekampagne des Hand-
werks).

• Im Rahmen einer gemeinsamen Informations-
offensive mit den Gewerkschaften sollten mit-
telständische Unternehmen verstärkt über die 
Vorteile der dualen Berufsausbildung sowie die 
staatlichen Unterstützungsleistungen infor-
miert werden.

• Kleine und mittlere Unternehmen benötigen 
Unterstützung bei der Verbesserung von Aus-
wahlverfahren und bei der Entwicklung lang- 
bzw. mittelfristiger Strategien zur Deckung des 
individuellen Fachkräftebedarfs durch Ausbil-
dung. 

• Von Aktivitäten zur Unterstützung von Ausbil-
dungsplatzsuchenden, z.B. durch die Entwick-
lung von Bewerbungsstrategien, profi tieren 
vor allem kleine und mittlere Unternehmen. 

19 Die Zahl der Bewerber ging 2008 gegenüber dem Vorjahr im Osten um 26 Prozentpunkte zurück. Dies ist u.a. darauf zurückzuführen, 
dass die geburtenschwachen „Nachwende“-Kohorten die Schule verlassen (vgl. Seibert/Kleinert 2009, S. 2).
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Aus diesem Grund sollten die bereits existie-
renden Maßnahmen z.B. von Schulen oder Be-
ratungseinrichtungen intensiviert werden.

• Jedes Jahr fi nden zahlreiche Kampagnen zur 
Vermittlung von Ausbildungsplatzbewerbern 
statt. Gerade bei der Vermittlung von Jugend-
lichen an nichtausbildende mittelständische 
Unternehmen wird häufi g mehr Wert auf 
Quantität als Qualität der Vermittlung gelegt. 
Um die Quote der Ausbildungsabbrecher und 
-wechsler zu reduzieren, sollte daher die Ver-
mittlungsqualität dieser Kampagnen verbessert 
werden.

Unternehmen
• Mittelständische Unternehmen sollten ihre 

Position im Wettbewerb mit Großunterneh-
men um Ausbildungsplatzbewerber verbessern, 
indem sie stärker ihre Vorteile hervorheben 
(z.B. größerer Entscheidungsspielraum, schnel-
lere Übernahme von Verantwortung, persön-
licheres Verhältnis).

• Kleine und mittlere Unternehmen sollten die 
Chancen, die sich aus der Ausbildung zukünf-
tiger Fachkräfte ergeben, besser nutzen, indem 
sie kontinuierlich und langfristig orientiert an 
der dualen Berufsausbildung teilnehmen. 

• Mittelständische Unternehmen sollten ver-
stärkt die Möglichkeiten von Betriebspraktika 
sowie Kooperationen mit allgemeinbildenden 
und Berufsschulen nutzen, um frühzeitig Kon-
takt zu Jugendlichen aufzubauen.

Gewerkschaften
• Im Rahmen einer gemeinsamen Informations-

offensive von Politik und Gewerkschaften soll-
ten mittelständische Unternehmen verstärkt 
über die Vorteile der dualen Berufsausbildung 
sowie die staatlichen Unterstützungsleistungen 
informiert werden.

5.3.2 Zielgruppe: Geringqualifi zierte 
 Ausbildungsplatzbewerber

Die bisherigen Überlegungen bezogen sich auf 
die Personengruppen, die in der Vergangenheit 
von den Unternehmen für eine betriebliche Aus-
bildung in Betracht gezogen wurden. Dazu gehö-

ren gering qualifi zierte Bewerber und Bewerber 
mit Migrationshintergrund häufi g nicht. Hier 
liegt noch ein weitgehend nicht ausgeschöpftes 
Potenzial.

Zwischen 1992 und 2004 verließen etwa 8% 
der Schulabgänger im Westen und zwischen 8% 
und 12% der Schulabgänger im Osten die Schule 
ohne Abschluss. Unter den Auszubildenden gab 
es dagegen jeweils ein Jahr später sowohl in West- 
als auch in Ostdeutschland nur verschwindend 
geringe Anteile ohne Schulabschluss (zwischen 
0,5% und 1,5%). Von den Bewerbern ohne Schul-
abschluss hat somit kaum einer einen Ausbil-
dungsplatz gefunden (vgl. Seibert/Kleinert 2009, 
S. 2). 

Ein Schulabschluss gilt demnach bisher als 
Mindestanforderung für einen Ausbildungsplatz. 
Zumindest in Westdeutschland reichte ein Haupt-
schulabschluss häufi g aus, um einen Ausbildungs-
platz zu fi nden. Zwar war auch dort zu beobach-
ten, dass der Anteil der Auszubildenden mit 
Hauptschulabschluss zwischen 1993 und 2005 
um sieben Prozentpunkte zurückgegangen ist. Be-
rücksichtigt man aber, dass in diesem Zeitraum 
auch der Anteil der Schulabgänger mit Haupt-
schulabschluss um vier Prozentpunkte abgenom-
men hat, scheint sich die Lage für diese Gruppe 
in der Gesamtbetrachtung nur geringfügig ver-
schlechtert zu haben.

In den neuen Ländern schaffte es dagegen 
ein Teil der Hauptschulabsolventen anscheinend 
nicht, eine Lehrstelle zu fi nden. Doch auch hier 
spiegelt die Entwicklung der Bildungsstruktur 
von Auszubildenden in erster Linie den Wandel 
der Zusammensetzung der Schulabgänger wider: 
Während zu Beginn der 1990er Jahre mittlere 
Schulabschlüsse dominierten, nahm der Anteil 
von Abgängern mit Hauptschulabschluss bis Mit-
te der 1990er Jahre zu. Im Vergleich zu der Ent-
wicklung der Bildungsstruktur von Schulabgän-
gern gelang es im Osten mit der Zeit sogar ten-
denziell besser, Hauptschulabsolventen mit einer 
Ausbildung zu versorgen. Dabei ist allerdings    
die starke Stützung des Ausbildungsmarktes mit 
 außerbetrieblichen Angeboten in dieser Region 
zu berücksichtigen.

Damit lässt sich festhalten, dass das duale 
Ausbildungssystem grundsätzlich in der Lage zu 
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sein scheint, auch Schulabgänger aus dem unte-
ren Bildungsspektrum in den Ausbildungsmarkt 
zu integrieren, solange sie überhaupt einen Ab-
schluss vorweisen können. Allerdings benötigten 
auch Abgänger aus Hauptschulen in den letzten 
Jahren immer mehr Zeit, um einen regulären 
Ausbildungsplatz zu fi nden, und durchliefen da-
vor häufi ger Berufsvorbereitungsmaßnahmen.

Angesichts fortbestehender Veränderungen 
in der Arbeitswelt – wie die Zunahme qualifi -
zierter und wissensintensiver Tätigkeiten – wer-
den die Probleme leistungsschwächerer Gruppen 
beim Übergang von der Schule ins Ausbildungs-
system auch in den kommenden Jahren bestehen 
bleiben oder sich, nicht zuletzt wegen der der-
zeitigen Wirtschaftskrise, sogar verschärfen. Und 
es kann nicht davon ausgegangen werden, dass 
sich diese Probleme im Zuge des demografi schen 
Wandels von alleine aufl ösen werden. Deswegen 
ist zu fragen, auf welche Weise die leistungs-
schwächeren Jugendlichen näher an den Ausbil-
dungsmarkt herangeführt werden können.

Dafür ist zunächst festzustellen, dass die An-
forderungen an die berufl iche Ausbildung in den 
letzten Jahren kontinuierlich gestiegen sind (und 
sie werden noch weiter steigen). Ob die Leistungs-
fähigkeit des Schulsystems insgesamt mit diesem 
Wandel mithalten konnte, ist umstritten. Zwar 
gibt es keine empirischen Belege dafür, dass die 
Schulleistungen jüngerer Abgangskohorten allge-
mein gesunken sind, aber strukturelle Verände-
rungen wie die Bildungsexpansion haben wach-
sende Probleme erzeugt. Dadurch, dass vor allem 
bis Mitte der 1990er Jahre immer mehr Kinder 
Realschulen und Gymnasien besucht haben, hat 
sich die Zusammensetzung der Schülerschaft 
 innerhalb der Schultypen verändert: Die Gruppe 
der Realschüler und der Abiturienten ist hetero-
gener geworden, die Gruppe der Hauptschüler 
dagegen homogener – Schüler mit sozialen Pro-
blemlagen und schlechten Ausgangsbedingungen 
fi nden sich dort gehäuft (vgl. Seibert/Kleinert 
2009, S. 4).

Bisherige Maßnahmen, die die Übergangs-
chancen in die duale Ausbildung verbessern 
sollten, wie beispielsweise berufsvorbereitende 
Maßnahmen (BvB) oder das Durchlaufen eines 
schulischen Berufsvorbereitungsjahrs (BVJ),20 ha-
ben nur begrenzten Erfolg gezeitigt. Trotz um-
fangreicher Bemühungen fanden zahlreiche Ju-
gendliche ohne Schulabschluss auch nach diesen 
Maßnahmen keinen Ausbildungsplatz (vgl. Beicht 
2009, S. 5f.). Aus diesem Grund hat sich die Bun-
desregierung 2006 entschlossen, gezielt betrieb-
liche Angebote für Altbewerber und Jugendliche 
mit niedrigem Qualifi kationsniveau zu unterstüt-
zen, um so die Hürde beim Übergang in die be-
triebliche Ausbildung zu senken.

Im Rahmen der Qualifi zierungsoffensive 
wurde ein so genannter Ausbildungsbonus für 
zusätzlich eingerichtete Ausbildungsstellen ein-
geführt, der in besonderem Maße benachteiligten 
Jugendlichen zugute kommen soll. Zielgruppe 
sind ausschließlich Altbewerber, die einen Real-
schulabschluss mit einer Abschlussnote von 
„ ausreichend“ oder schlechter in den Fächern 
Deutsch oder Mathematik haben, sowie Jugend-
liche, die höchstens über einen Hauptschulab-
schluss verfügen oder die von der Arbeitsagentur 
als lernbeeinträchtigt oder sozial benachteiligt 
eingestuft werden. Die Höhe des Ausbildungsbo-
nus beträgt je nach Ausbildungsvergütung zwi-
schen 4.000 und 6.000 €, die in zwei Teilbeträgen 
nach der Probezeit und nach der Hälfte der Lehre 
an die Betriebe ausgezahlt werden. 

Ziel ist es, durch diese Maßnahme bis 2010 
rund hunderttausend zusätzliche Lehrstellen zu 
schaffen. Angesetzt sind für die drei Jahre der 
 Förderung 450 Millionen Euro, die aus Beitrags-
mitteln der Bundesagentur für Arbeit aufgebracht 
werden.

Eine Untersuchung des BIBB zeigt, dass 
Kleinstbetriebe mit bis zu 9 Beschäftigten und 
Kleinbetriebe mit einer Beschäftigtenzahl zwi-
schen 10 und 19 ein überdurchschnittliches In-
teresse an einer fi nanziellen Unterstützung bei 

20 In der Berufsvorbereitung (BvB/BVJ) sind die Jugendlichen mit den ungünstigsten schulischen Voraussetzungen vertreten. Sie haben 
nicht nur besonders häufi g keinen Schulabschluss, sondern auch die schlechtesten Noten auf dem Schulabgangszeugnis.
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entsprechenden Zusatzangeboten in ihrer Ausbil-
dung zeigen. Diese Betriebe würden ihr bisheriges 
Ausbildungsangebot um bis zu 66% aufstocken, 
wodurch allein in diesen Betrieben insgesamt 
85% aller Zusatzangebote entstünden. Aber auch 
kleinere und größere mittelständische Betriebe 
sehen für sich Möglichkeiten, zusätzliche Ausbil-
dungsverträge mit Altbewerbern abzuschließen. 
Weniger interessiert in dieser Frage zeigen sich 
Großbetriebe mit 500 und mehr Beschäftigten. 
Damit könnte der Ausbildungsbonus zu einer 
Stärkung der Ausbildungsbeteiligung von Kleinst- 
und Kleinbetrieben führen, die im Vergleich zu 
den 80er und 90er-Jahren immer weniger Jugend-
liche ausgebildet haben (vgl. Troltsch et al. 2008, 
S. 5).

Das Institut der deutschen Wirtschaft, das   
in einer Unternehmensbefragung zum Thema 
„MINT-Fachkräfteengpass“ die Unternehmen zum 
Ausbildungsbonus befragt hat, kommt zu dem 
Ergebnis, dass es in erster Linie zu Mitnahme-
effekten kommen werde. Es bestätigt zwar die 
grundsätzliche Bereitschaft der Unternehmen zur 
Integration von leistungsschwächeren Jugend-
lichen, sieht aber zu viele Schwächen in der kon-
kreten Ausgestaltung (vgl. Werner 2008, S. 10).

Auch bei Gewerkschaften und Wirtschafts-
verbänden werden, trotz der einmütigen Zustim-
mung zu dem Förderprogramm, noch Schwach-
stellen in der konkreten Umsetzung gesehen. Be-
sonders kritisch erscheint der weit gefasste Ermes-
sensspielraum, nach dem die jeweilige Agentur 
für Arbeit entscheiden kann, ob sie den Ausbil-
dungsbonus auch für junge Menschen mit einem 
mittleren Schulabschluss oder aber grundsätzlich 
für Bewerber gewährt, die länger als zwei Jahre 
nach einem Ausbildungsplatz suchen. Dies könn-
te aus Sicht der Kritiker zur Verdrängung schwä-
cherer Erstbewerber führen. Aus diesem Grund 
sollte für Bewerber ohne Schulabschluss eine ver-
stärkte Förderung eingeführt werden. So könnten 
beispielsweise neben höheren Förderbeträgen 
auch zusätzliche begleitende staatliche Ausbil-
dungsangebote bereitgestellt werden. Auch eine 
Verlängerung der Ausbildungsdauer wäre mög-
lich.

Auch wenn nur ein Teil der Unternehmen, 
die Interesse an der Einstellung von Jugendlichen 

ohne Schulabschluss zeigen, tatsächlich ausbil-
den, wäre dies angesichts der prekären Lage der 
Bewerber sowie der zu erwartenden demografi -
schen Entwicklung ein wichtiger Teilerfolg. Die-
ser Teilerfolg muss aber weiter ausgebaut werden, 
indem man über eine Evaluation bzw. Begleitfor-
schung das Programm kontinuierlich optimiert.

Handlungsempfehlungen kompakt

Politik
• Maßnahmen zur Erhöhung von Ausbildungs-

kapazitäten sollten zukünftig Aspekte der Be-
nachteiligtenförderung beinhalten, indem bei-
spielsweise Fördermittel für die Schaffung zu-
sätzlicher Ausbildungsplätze sich in ihrer Höhe 
an der Qualifi kation des Auszubildenden ori-
entieren.

• An allen Schulen, insbesondere aber an Haupt-
schulen, sollte die Berufsorientierung intensi-
viert und früher angesetzt werden.

• Um für geringqualifi zierte Jugendliche den 
Übergang von der Ausbildung in den Beruf zu 
verbessern, sollte der Lernort Betrieb bei allen 
Maßnahmen der Benachteiligtenförderung ge-
stärkt werden, ohne dass es hierdurch zu Ab-
strichen bei der Qualität der außerbetrieblichen 
Ausbildung kommt. 

• Vom Bund und den Ländern werden erheb-
liche Mittel in Übergangssysteme für gering-
qualifi zierte Jugendliche investiert. Dass die 
Effektivität dieser Maßnahmen häufi g nicht 
besonders hoch ist, zeigt das Beispiel des Aus-
bildungsbonus. Aus diesem Grund sollten alle 
Fördermaßnahmen des Bundes einer Evalua-
tion unterzogen werden, um ihre Effektivität 
zu verbessern.

Unternehmen
• Angesichts abnehmender Bewerberzahlen muss 

der Mittelstand künftig verstärkt auch gering-
qualifi zierte Jugendliche bei der Besetzung von 
Ausbildungsplätzen in den Fokus nehmen. Hö-
here Ausbildungsaufwendungen, z.B. aufgrund 
intensiverer oder längerer Ausbildungszeiten, 
die den Unternehmen hierdurch erwachsen 
können, sollten durch entsprechende staatli-
che Fördermaßnahmen ausgeglichen werden.
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5.3.3 Zielgruppe: Personen mit 
 Migrationshintergrund

Junge Menschen mit Migrationshintergrund ver-
lassen die Schule im Durchschnitt mit niedrigeren 
Bildungsabschlüssen als einheimische Schulab-
gänger. In der Folge gelingt es ihnen deutlich 
 seltener, eine berufl iche Ausbildung oder ein Stu-
dium zu absolvieren.

Die Schulabschlüsse im Vergleich (vgl. Abbil-
dung 13): Lediglich 2% der Deutschen ohne 
 Migrationshintergrund besitzen keinen Schulab-
schluss, 25% haben einen Hauptschulabschluss 
erlangt, weitere 5% einen Realschulabschluss, 
und 8% verfügen über ein Abitur. Von den Deut-
schen mit türkischer Herkunft besitzen hingegen 
8% keinen Schulabschluss und 45% verfügen 
über einen Hauptschulabschluss. Türkische Staats-
angehörige schneiden mit einem Anteil von 13% 

ohne Schulabschluss und einem Anteil von 58% 
mit Hauptschulabschluss noch schlechter ab als 
die eingebürgerten Türken. Die „Sonstigen Aus-
länder“ verfügen mit einem Anteil von 7% ohne 
Abschluss und mit einem Anteil von 38% mit 
Hauptschulabschluss im Durchschnitt ebenfalls 
über niedrigere Bildungsabschlüsse als ihre einge-
bürgerten Landsleute. Sie sind aber insgesamt 
besser ausgebildet als die eingebürgerten Türken.

Die Diskrepanzen fallen demnach für Per-
sonen mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit 
größer aus als für bereits Eingebürgerte. Die 
schlechteren Schulabschlüsse von Migranten las-
sen sich u.a. auf ihre im Durchschnitt niedrigere 
soziale Herkunft zurückführen sowie auf die Tat-
sache, dass das deutsche Schulsystem der Ver-
erbung von geringer Bildung durch die Eltern-
generation nur wenig entgegensetzt (vgl. Seibert 
2008, S. 3).

Abbildung 13: 

Quelle: Seibert (2008), S. 3;  © IfM Bonn 10 55 009

Allgemeinbildende Schulabschlüsse von 26- bis 35-Jährigen* nach Migrationsstatus im Jahr 2005

ohne Abschluss Hauptschule Realschule (Fach-) Abitur

Deutsche ohne 
Migrationshintergrund

(Spät-) Aussiedler

Deutsche türkischer Herkunft

Deutsche sonstiger Herkunft

Türkische Staatsangehörige

Sonstige Ausländer

in %

7

13

3

2

2

8

27

21

28

32

35

25

38

58

31

31

25

45

28

8

38

35

38

22

* nur Westdeutschland und Berlin, nur Bildungsinländer, nur Personen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

44

Wie im vorigen Kapitel bereits dargestellt, 
spielt die Schulbildung für die Chancen auf dem 
Ausbildungsmarkt eine wichtige Rolle. Durch den 
technischen und wirtschaftsstrukturellen Wandel 
in der Berufswelt werden die Ansprüche an Aus-
bildungsbewerber in Zukunft noch weiter wach-
sen. 

Für den Besuch der meisten vollzeitschu-
lischen Berufsausbildungen sowie die akademi-
sche Bildung mussten Jugendliche schon immer 
bestimmte Schulabschlüsse und/oder Notendurch-
schnitte als formale Zugangsberechtigung mit-
bringen. Im Hinblick auf die berufl ichen Bil-
dungsabschlüsse von jungen Migranten zeigt sich 
ein ähnliches Bild wie bei den Schulabschlüssen. 
Personen türkischer Herkunft haben weitaus häu-
fi ger keinen Abschluss (vgl. Abbildung 14): Unter 
den Deutschen mit türkischer Herkunft sind es 
33%, bei den türkischen Staatsangehörigen sogar 
54%. Auch die Anteile mit Berufsausbildung (57% 
bzw. 44%) und (Fach-)Hochschulabschluss (10% 

bzw. 2%) unterscheiden sich deutlich von denen 
der gleichaltrigen Deutschen ohne Migrations-
hintergrund.

Migranten sonstiger Herkunft nehmen hier 
eine mittlere Position ein, wobei diejenigen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit wiederum höhere 
Abschlüsse besitzen als jene mit nichtdeutscher. 
Wie bei den Schulabschlüssen sind es auch bei 
den berufl ichen Bildungsabschlüssen die Migran-
ten mit deutschem Pass, die besser abschneiden 
als die ausländischen Staatsangehörigen. Türki-
sche Migranten erreichen deutlich seltener beruf-
liche Bildungsabschlüsse als alle anderen Grup-
pen.

Die bessere Integration von Migranten mit 
deutscher Staatsangehörigkeit in den Arbeits-
markt ist im Wesentlichen eine Folge der bes seren 
schulischen und berufl ichen Bildung der Einge-
bürgerten gegenüber den Migranten ohne deut-
schen Pass. Die Integration Jugendlicher mit Mi-
grationshintergrund kann deshalb auch nicht im 

Abbildung 14: 

Quelle: Seibert (2008), S. 3;  © IfM Bonn 10 55 010

Berufl iche Bildungsabschlüsse von 26- bis 35-Jährigen nach Migrationsstatus im Jahr 2005

ohne Abschluss Berufsausbildung (Fach-) Hochschulabschluss

Deutsche ohne 
Migrationshintergrund

(Spät-) Aussiedler

Deutsche türkischer Herkunft

Deutsche sonstiger Herkunft

Türkische Staatsangehörige

Sonstige Ausländer

in %

30

54

21

14

12

33

11

2

20

17

20

10

59

44

59

69

68

57
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Rahmen der dualen Berufsausbildung geleistet 
werden. Falls es nicht gelingt, bereits in der schu-
lischen Ausbildung eine bessere Integration zu 
erreichen, muss das Übergangssystem zwischen 
Schule und Ausbildung diese Rolle übernehmen, 
indem die entsprechenden Maßnahmen stärker 
auf die Zielgruppe zugeschnitten werden (vgl. 
Seibert 2007, S. 3).

Die Wahrscheinlichkeit, dass ein mittelstän-
disches Unternehmen Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund ausbildet, nimmt mit dem Anteil 
der ausländischen Belegschaft zu. Bisher ist der 
Anteil von ausländischen Beschäftigten in klei-
nen Unternehmen allerdings noch gering, da die 
Unternehmen die Chancen, die sich aus einer 
multikulturellen Belegschaft ergeben, bisher kaum 
wahrnehmen. In Großunternehmen existieren 
demgegenüber längst Strategien, um mit einer 
multikulturellen Belegschaft neue Kundengrup-
pen anzusprechen.

Handlungsempfehlungen kompakt

Politik
• Eines der größten Probleme von Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund sind fehlende 
Sprachkenntnisse. Aus diesem Grund sollte die 
Sprachförderung verstärkt in die Ausbildungs-
vorbereitung sowie die Berufsausbildung ein-
gebunden werden.

• Auf lokaler Ebene sollten Bündnisse zwischen 
Schulen, Migrationsverbänden, Kammern und 
Politik ins Leben gerufen werden, um die Aus-
bildungszahlen, z.B. durch Ausbildungspaten-
schaften für Migranten, zu erhöhen. 

• Es sollten verstärkt Maßnahmen (z.B. Image-
kampagnen) durchgeführt werden, um die 
Hemmschwelle bei mittelständischen Unter-
nehmen zu senken, Ausbildungsplatzbewerber 
mit Migrationshintergrund einzustellen. 

• Die Qualität der Berufsberatung speziell für 
 Jugendliche mit Migrationshintergrund sollte 
verbessert werden, indem beispielsweise ver-
stärkt Berufsberater mit Migrationshintergrund 
eingestellt werden bzw. die interkulturelle 
Kompetenz der Berater gestärkt wird. 

Unternehmen
• Bei den mittelständischen Unternehmen muss 

ein Umdenken stattfi nden. Häufi g fi ndet ins-
besondere in kleinen Unternehmen eine Stig-
matisierung von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund statt. 

• Mittelständische Unternehmen sollten die 
Chancen, die sich aus einer multikulturellen 
Belegschaft ergeben, beispielsweise durch die 
Möglichkeit neue Zielgruppen als Kunden zu 
erschließen, erkennen.

Gewerkschaften
• Gemeinsam mit den Betriebsräten sollten die 

Gewerkschaften den Aufbau interkultureller 
Kompetenz in mittelständischen Unterneh-
men fördern. 

5.4 Handlungsfeld Weiterbildung

Wie in Kapitel 3 bereits ausgeführt, wird der Wett-
bewerb um Nachwuchs- und Fachkräfte durch 
den demografi schen Wandel in den kommenden 
Jahrzehnten an Intensität gewinnen und zu 
einem steigenden Lohnniveau und einer stärke-
ren Lohndifferenzierung bei qualifi zierten Ar-
beitskräften führen.

Vor allem mittelständische Unternehmen 
werden von dem zunehmenden Wettbewerb be-
troffen sein, da sie im Vergleich zu Großunter-
nehmen einen geringeren Bekanntheitsgrad ha-
ben und auch seltener in der Lage sind, höhere 
Entgelte anzubieten. Daneben sind auch die we-
niger differenzierten Karrierepfade und das feh-
lende „internationale Flair“ Gründe für Fachkräf-
te, sich gegen mittelständische Unternehmen zu 
entscheiden. Die Vorteile, die sich Fachkräften in 
mittelständischen Unternehmen bieten, wie bei-
spielsweise schnellere und umfangreichere Über-
nahme von Verantwortung, sind meistens nicht 
bekannt. Aufgrund ihrer Nachteile auf dem Ar-
beitsmarkt ist für mittelständische Unternehmen 
die Weiterbildung des vorhandenen Personals 
eine Alternative zur externen Rekrutierung von 
benötigten Qualifi kationsträgern.
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Grundsätzlich reagieren Unternehmen aller 
Größenklassen mit einer verstärkten Weiterbil-
dung der Mitarbeiter auf den sich abzeichnenden 
Fachkräfteengpass. Laut einer Umfrage des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft motiviert jedes 
zweite Unternehmen seine Mitarbeiter über 
 fi nanzielle Hilfen oder die Freistellung von der 
Arbeit zu einer Fortbildung zum Techniker oder 
Meister (vgl. Werner 2008, S. 11). Daneben wer-
den Kooperationen mit Hoch- bzw. Fachhoch-
schulen eingegangen, um die akademische Wei-
terbildung z.B. durch duale Studiengänge zu för-
dern. Auch berufsbegleitende Studiengänge als 
Erst- oder Aufbaustudium werden gezielt für 
 Mitarbeiter angeboten.

Diese Maßnahmen stehen mittelständischen 
Unternehmen aufgrund der damit verbundenen 
Kosten und der zu geringen Bedarfszahlen nicht 
in gleichem Maße zur Verfügung. Um auch dem 
Mittelstand die Möglichkeit zu geben, seine Mit-
arbeiter akademisch weiterzubilden, müssen an 
den Bildungseinrichtungen entsprechende An-
gebote vor allem für kleine und mittlere Unter-
nehmen eingerichtet werden. Auch eine stärkere 
fi nanzielle Unterstützung der mittelständischen 
Unternehmen im Rahmen der Techniker- und 
Meisterfortbildung wäre sinnvoll. Mit der Aufsto-
ckung der jährlichen Fördersumme von 122 Mio. 
auf 200 Mio. im Zuge der Novellierung des „Meis-
ter-BAföG“ ist hier bereits ein Schritt getan, dem 
aber noch weitere folgen müssen. So wäre es bei-
spielsweise sinnvoll, die Altersgrenze von 25 Jah-
ren für die Gewährung von BAföG anzuheben. 
Gerade Bachelorabsolventen, die nach dem Stu-
dium einen Beruf aufnehmen und erst später im 
Rahmen einer Weiterbildung den Masterabschluss 
nachholen wollen, sind hiervon derzeit betroffen 
(vgl. Werner 2008, S. 14).

Wichtiger als die akademische Weiterbildung 
ist gerade für kleine und mittlere Unternehmen 
aber nach wie vor die betriebliche Weiterbildung. 
Über die betriebliche Weiterbildung kann die 
Qualifi kation der Beschäftigten gezielt an die 
Notwendigkeiten des Betriebes angepasst werden. 
Zum einen können so qualifi katorische Defi zite 
der Beschäftigten ausgeglichen werden. Zum an-
deren spielt Weiterbildung auch eine zentrale 
Rolle bei innerbetrieblichen Veränderungen, die 
durch technische Neuerungen oder Umstruktu-

rierungen ausgelöst werden. Das konkrete Weiter-
bildungsangebot variiert in den mittelständischen 
Unternehmen stark: Am häufi gsten werden Wei-
terbildungen am Arbeitsplatz wie Unterweisun-
gen und Einarbeitungen, die Teilnahme an Vor-
trägen, Fachtagungen und Messeveranstaltungen 
gefördert. Eine geringe Förderung liegt für selbst-
gesteuerte Lernaktivitäten, die Beteiligung an 
Qualitätszirkeln, Werkstattzirkeln, Lernstatt und 
Beteiligungsgruppen sowie an externen Kursen, 
Lehrgängen und Seminaren vor.

Doch auch wenn die betriebliche Weiterbil-
dung ein wichtiges Handlungsfeld für mittelstän-
dische Unternehmen sein sollte, zeigen Untersu-
chungen des IAB, dass die Wahrscheinlichkeit, 
dass ein Betrieb Weiterbildungen fördert, mit ab-
nehmender Betriebsgröße geringer wird (vgl. 
 Fischer et al. 2008, S. 71). Kleine und mittlere 
 Unternehmen bieten Weiterbildungsmaßnahmen 
auch weniger kontinuierlich an, sie orientieren 
sich dabei vielmehr an der Auftragslage. In Zeiten 
hoher Auftragseingänge werden nicht betriebs-
notwendige Maßnahmen eher verschoben und 
nachgeholt, sobald die Auftragslage es zulässt. 

Während die Betriebsgröße einen deutlichen 
Einfl uss darauf hat, ob ein Betrieb überhaupt Wei-
terbildung fördert, spielt sie bei der Beteiligung 
der Beschäftigten keine Rolle. Über alle Unterneh-
mensgrößenklassen hinweg liegt die Weiterbil-
dungsquote zwischen 20% und 23% (vgl. Fischer 
et al. 2008, S. 74).

Die Weiterbildungsquote darf aber nicht da-
rüber hinwegtäuschen, dass auch in vielen Un-
ternehmen bei der Weiterbildung eine Zwei-Klas-
sengesellschaft vorherrscht. Weiterbildungsmaß-
nahmen werden in erster Linie für bereits gut 
ausgebildete junge Fachkräfte und Akademiker 
angeboten. Geringqualifi zierte und ältere Perso-
nen sind in der Weiterbildung unterrepräsentiert. 
Nach einer europaweiten Erhebung von Eurostat 
haben im Jahr 2005 in Deutschland nur ca. 3% 
der 55- bis 64-Jährigen an solchen Maßnahmen 
teilgenommen. Im europäischen Vergleich liegt 
Deutschland damit auf den hinteren Plätzen. 
Beim Spitzenreiter Schweden ist fast ein Drittel 
der Älteren in die Weiterbildung einbezogen (vgl. 
Lott/Spitznagel 2007, S. 2).

Betrachtet man die Beteiligung gering quali-
fi zierter Beschäftigter an der betrieblichen Wei-
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terbildung im Verlauf der letzten Jahre, zeigt sich, 
dass sie in den letzten Jahren sogar abgenommen 
hat. Dabei bietet die Weiterbildung gerade gering 
qualifi zierter Mitarbeiter für Unternehmen das 
größte innerbetriebliche Qualifi kationspotenzial. 

Derzeit können die mittelständischen Unter-
nehmen ihren Bedarf an qualifi zierten Arbeits-
kräften noch weitgehend problemlos aus dem 
Pool der Arbeitsuchenden decken, so dass keine 
größeren Bemühungen um betriebliche Weiter-
bildung notwendig sind. Mit fortschreitendem 
demografi schen Wandel werden die Unterneh-
men aber nicht auf dieses entscheidende Instru-
ment verzichten können.

Um die Unternehmen bereits jetzt hierbei zu 
unterstützen, fördert die Bundesagentur für Ar-
beit seit 2002 die berufl iche Weiterbildung von 
älteren und gering qualifi zierten Beschäftigten 
mit dem „Programm zur Weiterbildung gering 
qualifi zierter und beschäftigter älterer Arbeitneh-
mer in Unternehmen“ (Wegebau). Die Förder-
möglichkeiten haben bisher aber wenig Anklang 
gefunden. Nur knapp die Hälfte aller Betriebe 
weiß davon und nur ein Viertel von diesen hat 
die Möglichkeiten genutzt. Ein Fünftel der Unter-
nehmen gibt an, es sei schwierig, die Mitarbeiter 
für die Zeit der Weiterbildung freizustellen. Rela-
tiv wenige nennen die Kosten, den Verwaltungs-
aufwand, die Organisationsprobleme der Förde-
rung oder das fehlende Weiterbildungsinteresse 
der Arbeitnehmer als Hinderungsgründe. Insbe-
sondere kleinere Betriebe, an die das Programm 
eigentlich gerichtet ist, kennen und nutzen es 
deutlich weniger als größere mittelständische Be-
triebe (vgl. Lott/Spitznagel 2007, S. 1).

Um die Weiterbildungsaktivitäten speziell   
in mittelständischen Unternehmen zu fördern, 
bietet sich darüber hinaus der Abschluss von 
Qualifi zierungstarifverträgen (TVQ) an. Qua lifi  zie-
rungs tarifverträge regeln die Qualifi zierungs- und 
Weiterbildungsaktivitäten in Form von Prozess-
vor gaben, wobei sie allerdings die konkrete Aus-
ge staltung der Maßnahmen den betrieblichen Ak-
teuren (Betriebsrat/Unternehmensleitung) über-
lässt. Hierdurch werden die Betriebsräte stärker     
in die Qualifi zierungsbemühungen eingebunden 
und müssen ein hohes Maß an betrieblicher Ver-
antwortung übernehmen, die bisher größtenteils 
alleinige Aufgabe der Geschäftsführung war. Ge-

rade aufgrund der zurzeit noch geringen Verbrei-
tung von Betriebsräten insbesondere in kleinen 
Unternehmen bieten sich TVQ an (vgl. z.B. Schlö-
mer et al. 2007), um die Bedeutung betrieblicher 
Interessenvertretungen stärker in den Fokus zu 
rücken. 

Handlungsempfehlungen kompakt

Politik
• Um die Informationsdefi zite der mittelständi-

schen Unternehmen hinsichtlich der Bedeu-
tung der berufl ichen Weiterbildung für den 
zukünftigen Fachkräftemangel abzubauen, 
sollte der Einsatz von Weiterbildungskampag-
nen intensiviert werden.

• Das Meister-BaföG sollte weiter ausgebaut und 
die Attraktivität für Arbeitnehmer erhöht wer-
den (z.B. durch die Erweiterung der förder-
fähigen Weiterbildungen, Verlängerung der 
Laufzeiten, Erhöhung des Kinderzuschlags 
beim Unterhaltsbeitrag, Belohnung erfolgrei-
cher Fortbildungsabschlüsse).

• Die Ergebnisse zur Nutzung von Unterstüt-
zungsleistungen zeigen immer wieder, dass es 
einer Intensivierung der staatlichen Maßnah-
men zur Information über Förderprogramme 
sowohl zentral als auch auf regionaler Ebene 
bedarf. Auch der Einsatz von Weiterbildungs-
beratern, die die Unternehmen individuell un-
terstützen, ist ein geeignetes Mittel.

• Die Eigeninitiative von Arbeitnehmern in mit-
telständischen Unternehmen sollte gezielt 
durch den Einsatz von Programmen wie z.B. 
dem „Bildungsscheck NRW“ gefördert wer den. 
Mit einer Staffelung der Förderleistung können 
hierbei auch gezielt Arbeitnehmer mit Migra-
tionshintergrund, ältere oder geringqualifi zier-
te Arbeitnehmer sowie Berufsrückkehrerinnen 
angesprochen werden. 

• Gerade für kleine und mittlere Unternehmen 
ist das Weiterbildungsangebot vor Ort ent-
scheidend, da sie häufi ger Weiterbildungsan-
gebote mit kurzer Laufzeit in räumlicher Nähe 
zum Unternehmen in Anspruch nehmen. Aus 
diesem Grund ist es erforderlich, eine fl ächen-
deckende Weiterbildungsinfrastruktur sicher-
zustellen.
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Unternehmen
• Kleine und mittlere Unternehmen müssen die 

ständige Weiterbildung ihrer Mitarbeiter bis 
zum Berufsende organisieren. Die häufi g zu be-
obachtende Klassenbildung bei der Personal-
entwicklung und Weiterbildung zugunsten gut 
qualifi zierter, junger Arbeitskräfte muss aufge-
hoben werden, um das volle betriebliche Fach-
kräftepotenzial zu erschließen.

Gewerkschaften
• Das Instrument der Qualifi zierungstarifverträ-

ge sollte weiter ausgebaut werden, um mehr 
Betriebsräten die Chance zu bieten, die betrieb-
liche Weiterbildung zu gestalten. 

• Im Rahmen der Tarifgestaltung sollten die Ge-
werkschaften sich für die Einführung von 
Lernzeitkonten speziell für Arbeitnehmer in 
mittelständischen Unternehmen einsetzen.

Arbeitnehmer
• Arbeitnehmer, speziell in mittelständischen 

Unternehmen, sollten verstärkt Eigeninitiative 

bei der berufl ichen Weiterbildung zeigen und 
mithilfe von Unterstützungsleistungen (z.B. 
Bildungsschecks) die eigene lebenslange Quali-
fi zierung sicherstellen.

5.5 Handlungsfeld: Ältere Mitarbeiter

Im Zuge des demografi schen Wandels wird sich 
die Altersstruktur in den Unternehmen verän-
dern. Das Durchschnittsalter der Belegschaften 
wird weiter ansteigen. Bereits jetzt nimmt die 
Zahl älterer Mitarbeiter stetig zu. 

Betrachtet man die Altersstruktur mittel-
ständischer Unternehmen (vgl. Abbildung 15), 
zeigt sich, dass fast ein Viertel der Mitarbeiter     
50 Jahre oder älter ist. Auffällig sind die Unter-
schiede in den verschiedenen Größenklassen. Vor 
allem die Altersstruktur der Kleinstunternehmen 
(5 bis 9 Beschäftigte) weicht vom Durchschnitt 
ab. Sie beschäftigen besonders wenige jüngere 
und überdurchschnittlich viele ältere Beschäf-
tigte.

Abbildung 15: 

Quelle: Kay et al. (2008), S. 89;  © IfM Bonn 08 20 058

Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt nach Beschäftigtengrößenklassen, 
Anteil der Altersgruppen

Unter-30-Jährige 30- bis 49-Jährige 50-Jährige und Ältere

5 bis 9

10 bis 49

50 bis 249

250 und mehr

Insgesamt

in %

21,4

21,8

19,9

17,1

24,0

22,6

22,2

21,3

30,3

23,3

56,0

56,0

58,8

52,5

52,8

Unternehmen mit
Beschäftigten
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Tabelle 4: 

Maßnahmen für ältere Arbeitnehmer nach Beschäftigtengrößenklassen (Anteile in  %)

Unternehmen  Altersteilzeit Arbeits platz- Anpassung Altersgemischte Einbeziehung
mit …   ge staltung Arbeits- Gruppen Weiterbildung
Beschäftigten   organisation   

0 bis 4 3 1 1 2 2

5 bis 19 5 1 2 3 5

20 bis 99 23 3 4 11 11

100 bis 499 60 8 5 23 24

500 und mehr 85 19 12 34 42 

Quelle: Bellmann et al. (2007), S. 4. 

Aus diesem Grund bietet es sich gerade für 
Kleinstunternehmen an, gezielt Maßnahmen zur 
Förderung der älteren Mitarbeiter durchzuführen. 
Hierzu zählen Weiterbildungsmaßnahmen, alters-
gerechte Ausgestaltung von Arbeitsplätzen, An-
passung der Arbeitsorganisation sowie die Bildung 
altersgemischter Teams. Ein Blick auf die Maßnah-
men, die von den Unternehmen durchgeführt 
werden, zeigt allerdings, dass die Förderung äl-
terer Mitarbeiter bisher in den Unternehmen 
noch nicht sehr verbreitet ist (vgl. Tabelle 4).

Die starke Verbreitung der Altersteilzeit, die 
als auslaufendes Modell in den Unternehmen 
noch anzutreffen ist, verdeutlicht die bisherige 
Personalpolitik vieler Unternehmen, die darauf 
ausgerichtet war, ältere Mitarbeiter möglichst 
früh aus dem Arbeitsprozess auszukoppeln. Aller-
dings nehmen die kleinen mittelständischen Un-
ternehmen nur in deutlich geringerem Umfang 
an einer Frühverrentung älterer Mitarbeiter teil. 
Dies ist auch einer der Gründe dafür, warum es in 
dieser Größenklasse überdurchschnittlich viele 
ältere Mitarbeiter gibt.

Abgesehen von der Altersteilzeit werden an-
dere Maßnahmen für ältere Mitarbeiter eher sel-
ten angewandt. Grundsätzlich steigt die Verbrei-
tung der Aktivitäten mit zunehmender Unter-
nehmensgröße an, wobei selbst in den Großun-
ternehmen die Anteile eher gering sind: 34% der 
Unternehmen ab 500 Beschäftigten praktizieren 

altersgemischte Arbeitsgruppen und 42% bezie-
hen Ältere in ihre Weiterbildungsaktivitäten ein. 
Die anderen Maßnahmen sind auch in den Groß-
betrieben weitgehend ungebräuchlich.

Die Ergebnisse zeigen einmal mehr, dass die 
Personalpolitik vieler Unternehmen bisher in ers-
ter Linie darauf ausgerichtet war, ältere Mitarbei-
ter durch jüngere zu ersetzen. Als Gründe hierfür 
wurden von den Unternehmen zumeist die hö-
here Entlohnung älterer Mitarbeiter, ihre gerin-
gere Belastbarkeit sowie die höheren Weiterbil-
dungsaufwendungen angeführt. 

Aufgrund der zunehmenden Alterung der 
 Erwerbsbevölkerung wird eine zurzeit noch in 
vielen KMU anzutreffende Fokussierung auf jun-
ge, gut qualifi zierte, einheimische Arbeitskräfte 
in Zukunft nicht mehr ausreichen. Vielmehr 
müssen die kleinen und mittleren Unternehmen 
ihre Suchschemata um ältere oder weniger quali-
fi zierte Arbeitnehmer erweitern und speziell äl-
tere Mitarbeiter, z.B. durch Weiterbildungsmaß-
nahmen, fördern.

Der Staat unterstützt die Unternehmen mit 
Maßnahmen wie beispielsweise dem Programm 
WeGebAU bei der Einbindung und Qualifi zierung 
älterer Mitarbeiter. Die Hauptaufgabe liegt aber 
bei den Unternehmen selbst. Sie müssen sich auf 
den zukünftigen Fachkräftemangel einstellen 
und das Potenzial älterer Mitarbeiter schätzen ler-
nen.
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Der Staat kann sie durch verstärkte Informa-
tionsbemühungen hierbei unterstützen. Aller-
dings müssen die bisherigen Maßnahmen stärker 
hinterfragt werden. Die Hervorhebung von „Best-
Practice-Unternehmen“ sowie die Bereitstellung 
von Tools, mit denen Unternehmen die demo-
grafi sche Entwicklung ihrer Belegschaft einschät-
zen können, scheint bisher nicht den notwen-
digen Erfolg zu haben. Die Erfahrungen mit dem 
Thema Unternehmensnachfolge zeigen, dass ge-
rade kleine Unternehmen meist erst dann reagie-
ren, wenn sie sich unmittelbar betroffen fühlen.

Handlungsempfehlungen kompakt

Politik
• Die Bemühungen, mittelständische Unterneh-

men über die Bedeutung älterer Mitarbeiter zu 
informieren, sollten im Rahmen von Informa-
tionskampagnen weiter intensiviert werden. 

• Neben dem Ausbau von Weiterbildungspro-
grammen für ältere Mitarbeiter (z.B. WeGebAU) 
sollten auch Maßnahmen zur altersgerechten 
Gestaltung von Arbeitsplätzen in Kleinunter-
nehmen gefördert werden.

• Die steuerliche Begünstigung von Maßnahmen 
zur Vorbeugung und Reduzierung arbeitsbe-
dingter Belastungen sollten für kleine und 
mittlere Unternehmen weiter ausgebaut wer-
den.

Unternehmen
• Kleine und mittlere Unternehmen sollten ge-

zielt Maßnahmen zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen für ältere Mitarbeiter durch-
führen. Hierzu zählen u.a Weiterbildungsmaß-
nahmen, altersgerechte Ausgestaltung von Ar-
beitsplätzen, Anpassung der Arbeitsorganisation 
sowie die Bildung altersgemischter Teams.

• Bei der Besetzung offener Stellen sollten mit-
telständische Unternehmen zukünftig verstär-
kt ältere Bewerber in den Fokus nehmen. Die 
häufi g noch anzutreffende starke Ausrichtung 
auf junge, gut ausgebildete Bewerber wird im 
Hinblick auf den zu erwartenden Mangel an 
jungen Arbeitskräften zukünftig kaum Erfolg 
haben. 

Gewerkschaften
• Viele kleine und mittlere Unternehmen, die 

Arbeitsplätze ohne erhöhtes Gefahrenpoten-
zial haben, schrecken vor den Kosten präven-
tiver Gesundheitsförderung zurück. Die Gewerk-
schaften sollten daher gemeinsam mit Betriebs-
räten den Unternehmensleitungen mit tel-
ständischer Unternehmen verstärkt Angebote 
unterbreiten, diese im Rahmen der Gesund-
heitsförderung der Arbeitnehmer über staatli-
che Unterstützungsmaßnahmen zu informie-
ren. 

5.6 Handlungsfeld: Verbesserung der 
 Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Neben einer verlängerten Beschäftigung älterer 
Fach- und Führungskräfte liegen weitere Poten-
ziale in einer stärkeren Einbindung von Frauen 
mit Kindern. Die Erwerbsbeteiligung von Frauen 
mit Kindern unter 15 Jahren ist vergleichsweise 
niedriger als die von Vätern (Frauen: 57%, Män-
ner: 87%). Für die Erschließung dieses Arbeits-
kräftereservoirs sind Maßnahmen notwendig, die 
auf die Erleichterung der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie abzielen (vgl. z.B. Kay et al. 2008, 
S. 125).

Eine entscheidende Hürde für Frauen, sich 
stärker im Berufsleben zu engagieren, ist das Pro-
blem, Familie und Beruf nicht miteinander ver-
einbaren zu können. Um Frauen, in letzter Zeit 
aber auch verstärkt Männer hierbei zu unterstüt-
zen, kommt es darauf an, dass sie Arbeitsbedin-
gungen vorfi nden, die eine Vereinbarkeit von Be-
rufsleben und Familie ermöglichen. Ein befriedi-
gendes Angebot an unterstützenden Maßnahmen 
zur Kinderbetreuung und von Arbeitszeitrege-
lungen, die Freiräume zur Organisation der Kin-
derbetreuung ermöglichen, sind Voraussetzungen 
für die volle Arbeitsfähigkeit, wenn, wie in West-
deutschland, nicht ausreichend öffentliche Be-
treuungsangebote bereitstehen. Familienfreund-
liche Maßnahmen ermöglichen es zudem, junge 
Mitarbeiterinnen langfristig an ein Unternehmen 
zu binden. Aber auch Väter sind z.B. aufgrund der 
neuen Regelungen zur Elternzeit (Elterngeld) auf 
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die Berücksichtigung familienspezifi scher Bedürf-
nisse in den Betrieben angewiesen.

Bisher bieten relativ wenige mittelständische 
Unternehmen Maßnahmen zur Vereinbarung 
von Beruf und Familie an, die über die gesetz-
lichen Vorgaben hinausgehen (vgl. Tabelle 5). 
Nur ca. 7% der Unternehmen gewähren Mitar-
beitern mit Kindern einen über den gesetzlichen 
Anspruch hinausgehenden Sonderurlaub. Den 
Themen Kinderbetreuung im Betrieb bzw. Förde-
rung von Kinderbetreuungsangeboten außerhalb 
des Betriebs widmen sich noch weniger Unter-
nehmen. Dies haben auch nur wenige für die Zu-
kunft vor. Alles in Allem bietet etwa ein Zehntel 
der Unternehmen Eltern Sonderurlaubstage oder 
eine Unterstützung bei der Kinderbetreuung an 
oder plant dies für die nahe Zukunft. Für alle 
Maßnahmen gilt tendenziell, dass sie in größeren 
mittelständischen Unternehmen häufi ger als in 
kleineren zu fi nden sind. 

Grundsätzlich sind Unternehmen mit einem 
hohen Frauenanteil bei der Umsetzung von Maß-
nahmen deutlich aktiver als andere. Auch werden 
familienfreundliche Maßnahmen im Allgemei-
nen eher für Mitarbeiterinnen mit höherer Qua-
lifi kation angeboten.

Tabelle 5: 

Betriebliche Maßnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
(in % der Unternehmen)

Maßnahmen Aktivitäts-   Unternehmen mit ... Beschäftigten

  5 bis 9 10 bis 49 50 bis 249    250  Insgesamt
     u. mehr

Sonderurlaub für ergriffen 6,0 6,9 11,1 15,4 7,2
Mitarbeiter mit Kindern nur geplant 4,5 3,1 3,7 7,7 3,7

Geförderte außerbetrieb- ergriffen 0,5 4,7 3,6 16,7 3,5
liche Kinderbetreuung nur geplant 3,5 2,2 7,3 16,7 3,4

Betriebskindergarten ergriffen 2,0 0,3 3,6 8,3 1,3
 nur geplant 0,0 1,1 3,6 8,3 1,1

Quelle: Kay et al. (2008), S. 101. 

Neben den genannten Maßnahmen können 
auch geeignete Arbeitszeitregelungen zur Aus-
dehnung der Erwerbstätigkeit von Menschen mit 
Kinderbetreuungspfl ichten beitragen. 

Während größere mittelständische Unterneh-
men und Großunternehmen eher infrastruktu-
relle Maßnahmen vorziehen, indem sie beispiels-
weise eigene Betriebskindergärten einrichten oder 
externe Angebote von Dienstleistern unterstüt-
zen, reagieren kleine Unternehmen fl exibel und 
sehr individuell auf den jeweiligen Fall bezogen. 
Dennoch sind kleine Unternehmen im Hinblick 
auf die Kinderbetreuung sehr viel stärker von der 
vorhandenen öffentlichen und privaten Infra-
struktur abhängig als größere Unternehmen. Aus 
diesem Grund sind sie in höherem Maße auf 
staatliche Unterstützung in Form einer adäqua-
ten Ausstattung mit Kinderbetreuungseinrichtun-
gen angewiesen. Direkte Unterstützungsleistun-
gen bzw. der Abbau bürokratischer Hürden bei 
der Einrichtung von Betriebskindergärten helfen 
in erster Linie größeren Unternehmen.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf be-
schränkt sich allerdings nicht nur auf die Schaf-
fung von ausreichenden Kinderbetreuungsplät-
zen. Sowohl Frauen als auch zunehmend Männer, 

grad
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die sich entscheiden, für die Kinderbetreuung 
ihre Arbeitszeit zu reduzieren, müssen immer 
noch damit rechnen, mit ihrem Entschluss Kar-
riere- und Entlohnungseinschränkungen in Kauf 
zu nehmen. Insbesondere Führungs- und Fach-
kräfte, von denen ein besonders hoher Arbeits-
einsatz erwartet wird, müssen bereits mit Einbu-
ßen rechnen, wenn sie aufgrund der Kinderbe-
treuung keine „überdurchschnittliche“ Leistung 
mehr erbringen können bzw. wollen. 

 
Handlungsempfehlungen kompakt

Politik
• Durch Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 

und der Übernahme von Weiterbildungsko-
sten sollten die Wiedereinstiegschancen von 
Berufsrückkehrerinnen verbessert werden. 

• Für die Verbesserung der Familienfreundlich-
keit in mittelständischen Unternehmen ist ein 
dichtes Netz an Kinderbetreuungseinrichtun-
gen für die Altersgruppe von 1 bis 6 Jahren so-
wie Schulen mit Ganztagsbetreuung erforder-
lich. Darüber hinaus müssen die Betreuungs-
zeiten fl exibel sein und sich an den Arbeitszei-
ten der Eltern orientieren. Der Rechtsanspruch 
auf einen Kinderbetreuungsplatz ist, genauso 
wie der Anspruch auf einen Kindergartenplatz, 
ein erster Schritt. Die konkrete Ausgestaltung 

sollte sich allerdings an den Bedürfnissen der 
Eltern und nicht der Budgetplanung staatlicher 
Stellen orientieren. So ist ein garantierter Be-
treuungsplatz beispielsweise nur hilfreich, 
wenn er auch problemlos erreichbar ist.

• Bewährt haben sich staatlich unterstützte Be-
treuungseinrichtungen, mit denen mittelstän-
dische Unternehmen Rahmenverträge schlie-
ßen können, um ihren Mitarbeitern eine in-
dividuelle Betreuung anzubieten. Hierdurch 
können auch kleinere Unternehmen in den 
Genuss eines „Betriebskindergartens“ gelan-
gen. Die entsprechenden Betreuungsangebote 
sollten weiter ausgebaut und mittelständische 
Unternehmen zusätzlich intensiver über die 
Möglichkeit zum Abschluss von Rahmenver-
trägen informiert werden.

• Durch die intensive öffentliche Diskussion 
zum Thema Überalterung der Gesellschaft und 
Familienfreundlichkeit hat es zwar grundsätz-
lich bereits ein erstes Umdenken im Hinblick 
auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
 gegeben, aber gerade junge Väter, die beispiels-
weise für die Kinderbetreuung ihre Arbeitszeit 
reduzieren wollen, haben noch mit zahlreichen 
Vorurteilen zu rechnen. Von staatlicher Seite 
sollte der Prozess des Umdenkens daher mit 
weiteren Informationsmaßnahmen gefördert 
werden.
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